
Macht zu
gleichen Teilen  
Ein Wegweiser  
zu Parität in der 
Politik
 Helga Lukoschat / Jana Belschner 



 Impressum 

Herausgeber
EAF Berlin. Diversity in Leadership
Schumannstraße 5, 10117 Berlin
Tel. +49 30 30 877 60-0
info@eaf-berlin.de, www.eaf-berlin.de

Autorinnen
Dr. Helga Lukoschat, Jana Belschner

Redaktion
Dr. Helga Lukoschat, Stefanie Lohaus,  
Paula Schweers

Design und Layout
I like Berlin

3., aktualisierte und überarbeitete Auflage
September 2019



4

7

11

15

23

29

35

39

42

 E  Einleitung zur Neuauflage des Wegweisers

  1   Rückschritt statt Fortschritt – Frauen und Männer in der Politik
  Die politische Repräsentanz von Frauen und Männern in Deutschland  

und ihre Beteiligung an politischen Führungspositionen sind nach wie  
vor ungleich verteilt. In der letzten Zeit hat sich die Entwicklung hin  
zu mehr Frauen deutlich verlangsamt und ist sogar rückläufig. 

  2   Einflussfaktoren – Wahlrecht und innerparteiliche Regelungen
  Das Wahlrecht in Bundesländern und Kommunen hat einen erheb - 

lichen Einfluss auf den Anteil der Frauen in Parlamenten und Gremien.  
Gleiches gilt für Quotenregelungen und Nominierungspraxis in  
verschiedenen Parteien. 

 3   Wege zu Parität – Modelle und Beispiele 
  Viele Länder haben bereits Regelungen zur Geschlechterrepräsentanz  

in den Parlamenten eingeführt. Sie unterscheiden sich jedoch in ihrer  
Ausgestaltung und Wirksamkeit. Deutschland kann von den Erfahrungen  
aus anderen Ländern lernen. 

 4   Dynamik in den Bundesländern – die ersten Paritätsgesetze 
  2019 wurden in Brandenburg und Thüringen Paritätsgesetze auf Landes - 

ebene verabschiedet. Diese Bundesländer sind nicht die einzigen, in denen  
das Thema auf der Agenda steht. Ob Initiativen für Paritätsgesetze  
letztlich erfolgreich sind, hängt jedoch von verschiedenen Faktoren ab.

  5   Pro und Kontra – Parität und die Verfassung
  Paritätsregelungen lösen juristische Kontroversen aus: Sind Paritäts  - 

gesetze mit der Verfassung vereinbar? Ist eine Grundgesetzänderung  
erforderlich? Bisher – mit Stand August 2019 – ist noch keine Recht  - 
sprechung bezüglich eines demokratisch verabschiedeten Paritäts- 
 gesetzes erfolgt. 

  6   Parität und Demokratie 
  Die Auseinandersetzung um Geschlechterparität betrifft nicht zuletzt  

unser Demokratieverständnis. Im Mittelpunkt steht die Frage, ob  
Paritätsgesetze gegen die Regeln der repräsentativen Demokratie  
verstoßen – oder ob sie nicht vielmehr ein Gebot derselben sind.

  7   Ausblick
  Der Weg zur Geschlechterparität wurde in Deutschland gerade erst  

eingeschlagen. Wie kann der Forderung nach Geschlechterparität weiterhin  
Ausdruck verliehen werden? Welche Vorgehensweisen und strategischen  
Bündnisse sind sinnvoll?

 A  Anhang 
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Wodurch zeichnet sich eine lebendige Demokratie 
aus? Unter anderem durch ihre Fähigkeit, auf Verän-
derungen in der Gesellschaft zu reagieren und ihre 
Verfahren und Institutionen weiterzuentwickeln. Der 
Wandel der Geschlechterrollen ist mit Sicherheit 
einer der größten gesellschaftlichen Veränderungs-
prozesse der letzten Jahrzehnte.

Wie also sieht eine zeitgemäße Demokratie aus, die 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
Rechnung trägt? Was bedeutet dies für die politischen 
Partizipationsmöglichkeiten der Bürger*innen, für die 
Rolle und Aufgaben der Parteien und letztlich auch 
für die Ausgestaltung der Wahlsysteme und -gesetze?

Die unbestreitbaren Erfolge in der politischen Par-
tizipation von Frauen – eine Frau als Kanzlerin, zahl-
reiche Ministerinnen in den Kabinetten von Bund 
und Ländern sowie der historische Höchststand von 
37  Prozent weiblicher Abgeordneter im 18. Deutschen 
Bundestag (2013 bis 2017) – konnten darüber hinweg-
täuschen, dass nahezu überall in den politischen Ent-
scheidungsgremien Männer in der Mehrheit waren 
und sind. 

Diese Mehrheit von Männern in politischen Entschei-
dungspositionen gibt es, obwohl Frauen bereits seit 
100 Jahren das aktive und passive Wahlrecht haben 
und das Grundgesetz seit 1949 die Gleichberechti-
gung von Frauen und Männern gebietet. 1994 wurde 
Art. 3 (2) GG um einen aktiven Gleichstellungsauftrag 
ergänzt, weil zwischen der rechtlich gebotenen und 
der tatsächlichen Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern eine nicht zu rechtfertigende Diskrepanz be-
stand. Bis heute wurde keine Gleichstellung erreicht: 
Ihre Durchsetzung erweist sich als ein Jahrhundert-

prozess, der oft nur in kleinen und immer schon hart 
erkämpften Schritten vorangeht.

Dennoch: Seit 2016, als dieser Wegweiser erstmals 
erschien, ist viel passiert. Die Debatte, ob und in wel-
cher Form Paritätsgesetze für die Politik notwendig 
sind, hat zwischenzeitlich erheblich an Fahrt aufge-
nommen. In zwei Bundesländern – Brandenburg und 
Thüringen – wurden 2019 tatsächlich Gesetze zur 
paritätischen Besetzung der Wahllisten für die Land-
tagswahlen verabschiedet, weitere Bundesländer dis-
kutieren darüber. 

Wie kam es zu dieser Dynamik? Erstens hatten der 
Rückgang des Frauenanteils im 19.  Deutschen Bun-
destag im Oktober 2017 auf den Stand von vor 20 
Jahren sowie anschließend die nahezu flächende-
ckenden Rückgänge der Frauenanteile in den Landes-
parlamenten vor Augen geführt, dass es keinen Auto-

Männer und Frauen sind
gleichberechtigt. Der Staat 
fördert die tatsächliche 
Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung von Frauen und 
Männern und wirkt auf die  
Beseitigung bestehender 
Nach teile hin.

 Grundgesetz Art. 3 Abs. 2 
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 Frauenanteil in den Parlamenten 

31,3 %  im Bundestag

30,6 %  in den Landesparlamenten

 in den Stadt- und Gemeinderäten27,0 %
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matismus zur gleichberechtigten Repräsentanz gibt. 
Der Handlungsbedarf wurde offensichtlich. 

Weiche Regelungen wie unverbindliche Soll-Vor-
schriften oder flankierende Frauenfördermaßnah-
men haben sich als vergleichsweise wirkungslos er-
wiesen. Auch die parteiinternen Quotenregelungen 
auf freiwilliger Basis reichen nicht aus, wenn Parteien 
wie die AfD in die Parlamente einziehen, die erstens 
Quoten strikt ablehnen und zweitens stark männlich 
dominiert sind. Die freiwilligen Regelungen, die sich 
drei Parteien – Bündnis 90/Die Grünen, Die Linke und 
SPD – für die alternierende Besetzung ihrer Wahllisten 
mit Frauen und Männern gegeben haben, sind zwar 
in hohem Maße dafür verantwortlich, dass überhaupt 
aktuell rund 30 Prozent Frauen im Bundestag vertre-
ten sind, aber auch sie stoßen an ihre Grenzen. Be-
stehen bleibt die Problematik der Direktmandate, wo 
zu 80 Prozent männliche Kandidaten aufgestellt und 
gewählt werden. Dies betrifft in erster Linie die CDU/
CSU-Fraktion. 

Zweitens zeigten die Aktivitäten zum 100. Jubiläum 
des Frauenwahlrechts 2018/2019, dass das Recht von 
Frauen, zu wählen und gewählt zu werden, einen Mei-
lenstein in der Demokratieentwicklung bedeutete. Die 
politischen Rechte von Frauen waren über Jahrzehnte 
gegen erbitterte Widerstände erstritten worden; die 
Parallelen zur aktuellen Situation lagen auf der Hand. 
Entsprechend hoch war die mediale und öffentliche 
Aufmerksamkeit. Höhepunkt war der offizielle Fest-
akt der Bundesregierung im November 2018, bei dem 
sich Kanzlerin Angela Merkel erstmals positiv zu Pari-
tät in den Parlamenten äußerte und zu bedenken gab, 
„dass eine Kanzlerin noch keinen Sommer macht“.

Drittens trug die Debatte um die Wahlrechtsreform 
zur Verkleinerung des Bundestags dazu bei, dass sich 
ein „window of opportunity“ zu öffnen schien, um Pa-
ritätsregelungen auf die politische Agenda des Bun-
destags zu setzen. Und nicht zuletzt sorgte eine aktive 
Zivilgesellschaft mit ihren Initiativen, Erklärungen und 
Kampagnen für öffentlichen Druck.

Doch die Diskussion ist bei Weitem nicht beendet. 
Nach wie vor gibt es in den Parteien in unterschied-
licher Ausprägung Bedenken und Widerstände gegen 
gesetzliche Vorgaben. Nicht nur die politische, auch 
die juristische Debatte wird kontrovers geführt. Mit 
Spannung wird die ausstehende verfassungsrecht-
liche Bewertung erwartet, denn die Einschätzungen 
dazu, ob Paritätsgesetze verfassungskonform sind, 
gehen weit auseinander. Gegen das Brandenburger 

Parité-Gesetz wurde bereits Verfassungsbeschwerde 
eingereicht. Es ist davon auszugehen, dass sich über 
kurz oder lang auch das Bundesverfassungsgericht in 
Karlsruhe damit befassen wird. 

Was die Debatte über die juristischen Fragen im en-
geren Sinne hinaus so spannend macht, ist, dass sie 
zwei eminent politische Fragen berührt: Inwiefern ist 
unser Verständnis der repräsentativen Demokratie 
angesichts der permanenten Unterrepräsentanz der 
einen Bevölkerungshälfte (sowie gegebenenfalls wei-
terer Gruppen) in einem zeitgemäßen Sinne weiter-
zuentwickeln? Und welcher Bedeutungsgehalt und 
Wirkungsgrad wird dem Gleichberechtigungsgebot 
zugemessen? 

Im Kern gehe es bei dieser Diskussion, so die Bundes-
verfassungsrichterin Doris König in einem Festvor-
trag zum Thema 100 Jahre Frauenwahlrecht, wie sehr 
häufig bei Gleichstellungsfragen um die Auflösung 
des Widerspruchs zwischen formaler und materieller 
Gleichheit – und damit um die Beseitigung strukturell 
bedingter Benachteiligung von Frauen (König 2019). 

Die vorliegende aktualisierte Neuauflage unseres 
„Wegweisers zu Parität in der Politik“ informiert über 
den aktuellen Stand und stellt die bereits verabschie-
deten Gesetze vor. Sie zeigt den weitergehenden 
Handlungsbedarf und stellt mögliche Modelle für Pa-
ritätsregelungen, auch unter Einbeziehung der inter-
nationalen Erfahrungen, zur Diskussion.



Rückschritt statt 
Fortschritt – 
Frauen und Männer 
in der Politik 
Das Kapitel gibt einen Überblick
über die politische Repräsentanz 
von Frauen und Männern in  
Deutschland und ihre Beteiligung  
an politischen Führungspositionen. 
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 Die Bundesebene 

Nach Jahrzehnten, in denen die Frauenrepräsentanz 
auf sehr niedrigem Niveau verharrte, gab es den ers-
ten Sprung Mitte der 1980er-Jahre. Dies ist auf allge-
meine gesellschaftliche Veränderungen, vor allem 
jedoch auf die Einführung einer innerparteilichen 
Geschlechterquote bei Bündnis 90/DieGrünen und 
etwas später bei der SPD zurückzuführen. Die CDU 
zog Mitte der 1990er-Jahre nach und verabschiedete 
ein Quorum für die Besetzung von Ämtern, Mandaten 
und Wahllisten. Zu Recht nahmen die beiden großen 
Volksparteien an, dass rein oder überwiegend männ-
lich besetzte Wahllisten sie künftig Stimmen kosten 
würden. Ein weiterer Anstieg ist nach der deutschen 
Wiedervereinigung zu verzeichnen. Auch die PDS be-
ziehungsweise Die Linke, die seit 1990 im Bundestag 
vertreten ist, verfügt über eine strikte Geschlechter-
quote.

Doch jüngst hat sich die Entwicklung deutlich ver-
langsamt und ist sogar rückläufig! Im Bundestag fiel 
der Anteil der weiblichen Abgeordneten mit der Wahl 
2017 auf 30,9 Prozent und somit auf den Stand von 
vor 20 Jahren. Aktuell liegt er bei 31,3 Prozent. Auch 
in den Landesparlamenten sind Rückgänge zu ver-
zeichnen. Dies ist vor allem dem Einzug von FDP und 
AfD geschuldet. Beide Parteien lehnen Quotenrege-
lungen strikt ab.

Im Bundestag fiel der Anteil
der weiblichen Abgeordneten 
mit der Wahl 2017 auf den 
Stand von vor 20 Jahren.  
Auch in den Landesparlamen-
ten sind Rückgänge zu ver-
zeichnen.

 Entwicklung des Frauenanteils 
 im Deutschen Bundestag 
 (Angaben in Prozent) 

26,2

32,8 32,8

1990  1994  1998  2002  2005  2009  2013  2017

31,6

20,5

36,3

30,9 30,9

 Frauenanteil in den Landesparlamenten 

31,5 %
27,7 %
27,7 %
27,3 %
26,8 %
25,9 %
23,9 %

40,7 %
38,0 %
34,9 %
33,6 %
33,3 %
33,1 %
31,8 %
31,7 %

21,8 %

 Thüringen 
 Hamburg 

 Bremen 
 Hessen 

 Saarland 
 Berlin 

 Brandenburg 
 Rheinland-Pfalz 

 Niedersachsen 
Sachsen 

 Nordrhein-Westfalen 
Bayern 

 Baden-Württemberg 
 Mecklenburg-Vorpommern 

 Sachsen-Anhalt 

 Schleswig-Holstein 
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Je mehr Sitze im Parlament
als Direktmandate vergeben 
werden, desto niedriger ist der 
Frauenanteil unter den Abge-
ordneten.

 Die kommunale Ebene 

Die Kommunalpolitik gilt als Fundament der Demokra-
tie – im Hinblick auf die gleichberechtigte politische 
Partizipation der Geschlechter ist sie das Sorgenkind. 
Für Städte und Gemeinden mit über 10.000 Einwoh-
ner*innen weist der Deutsche Städtetag einen durch-
schnittlichen Frauenanteil von 24 Prozent aus.

Je kleiner die Gemeinde, desto
niedriger der Frauenanteil im 
Stadt- oder Gemeinderat.

Vor allem in kleinen, ländlich geprägten Gemeinden 
gibt es allerdings immer noch Räte, in denen keine 
einzige Frau vertreten ist. Auch im Hinblick auf die 
kommunalen Führungspositionen bleibt sehr viel zu 
tun: Während der Anteil der Landesministerinnen 
derzeit bei 41,1 Prozent liegt, beträgt der Anteil der 
Oberbürgermeisterinnen lediglich 8,1 Prozent! Bei 
den Bürgermeisterinnen stagniert der Anteil weiter-
hin bei 10  Prozent.1

1  Quelle: eigene Berechnung (Stand: August 2019), eigene Auszählung 
anhand der Angaben ausgewählter Statistischer Landesämter.

 Die Landesebene 

Im Durchschnitt stellen Frauen nur ein knappes Drittel 
der Landtagsabgeordneten. Allerdings gibt es große 
Unterschiede zwischen den Bundesländern. So sitzen 
beim Spitzenreiter Thüringen im Landtag zurzeit über 
20 Prozentpunkte mehr Parlamentarierinnen als in 
Baden-Württemberg. Sachsen-Anhalt, das lange Zeit 
einen der Spitzenplätze einnahm, ist nun das Bun-
desland mit dem geringsten Frauenanteil. Dies ist vor 
allem auf das Wahlergebnis der AfD zurückzuführen. 
Zudem spielen bei den Landtags- und Kommunalwah-
len die Freien Wähler und andere unabhängige Grup-
pierungen eine zunehmend wichtige Rolle; in Bayern 
zum Beispiel bilden die Freien Wähler aktuell eine Ko-
alitionsregierung mit der CSU. Innerparteiliche Rege-
lungen zur Sicherung der Repräsentanz von Frauen 
stellen in diesen Gruppierungen eher die Ausnahme 
dar. An der Situation in den Landesparlamenten lässt 
sich neben der Bedeutung der jeweiligen politischen 
Konstellationen beziehungsweise Mehrheitsverhält-
nisse auch der beträchtliche Einfluss des Wahlrechts 
auf die Repräsentanz von Frauen nachvollziehen. Hier 
gilt die Faustregel: 

 Frauenanteile in politischen Führungspositionen 

40 %
Bundesministerinnen

41,1 %
Landesministerinnen

8,1 %
Oberbürgermeisterinnen



10  Rückschritt statt   Fortschritt – Frauen und   Männer in der Politik 

Besonderheiten der kommunalen Ebene

Warum ist die männliche Überrepräsentanz in der 
Kommunalpolitik – sowohl bei den Mandaten als auch 
bei den Führungspositionen – am ausgeprägtesten 
und auch am hartnäckigsten? Zusätzlich zu den all-
gemeinen Barrieren wirken in der Kommunalpolitik 
folgende den Zugang und den Aufstieg von Frauen 
besonders erschwerende Mechanismen (vgl. Luko-
schat/Belschner 2014; Kletzing/Lukoschat 2010):

  Spagat hoch drei 
  Kommunalpolitische Mandate werden in der Regel 

ehrenamtlich ausgeübt. Daher müssen Kommunal-
politiker*innen ihr Mandat nicht nur mit Familien-
pflichten, sondern zusätzlich noch mit der Erwerbs-
tätigkeit vereinbaren. Besonders wenn eine Karriere 
als hauptamtliche*r Bürgermeister*in angestrebt 
wird, muss einer der Lebensbereiche, oft die Fa-
milie, zurückstehen oder an den/die Partner*in de-
legiert werden. Da Frauen immer noch überpropor-
tional viel Familienverantwortung übernehmen, ist 
es für sie schwieriger, in die Kommunalpolitik ein-
zusteigen und so viel Zeit zu investieren, dass auch 
ein Aufstieg in eine Führungsposition möglich ist. 

 Mangelhafte Umsetzung von Quoten 
  Auch wenn Frauen sich in der Kommunalpolitik 

engagieren, werden sie deutlich seltener aktiv aus 
Parteien und Netzwerken angesprochen und zu ei-
ner Kandidatur für ein Mandat oder Amt motiviert. 
Da kommunalpolitische Mandate aufgrund der Eh-
renamtlichkeit oft weniger attraktiv sind, werden 
parteiinterne Quotenvorgaben auf der kommuna-
len Ebene meist nicht erreicht – aus Mangel an Kan-
didatinnen, heißt es dann oft. 

 Intransparente Nominierungsprozesse 
  Für Landrats- und Bürgermeisterämter werden 

Frauen sehr selten nominiert – und wenn, dann 
deutlich häufiger als „Verlegenheitskandidatin-
nen“, also in Situationen, in denen ein Wahlsieg der 
Partei unwahrscheinlich erscheint. Während bei 
der Vergabe von Direktkandidaturen auf Landes- 
und Bundesebene offizielle Nominierungskommis-
sionen gebildet und die Frauenorganisationen der 
Parteien einbezogen werden (müssen), ist das Pro-
zedere auf kommunaler Ebene oft intransparent. 

Frauen in der Kommunal-
politik – ein statistischer  
Flickenteppich

Wie viele Frauen sind in der deutschen Kom-
munalpolitik aktiv? Wie hoch ist der Anteil der 
Bürgermeisterinnen in den Bundesländern? 
Und welchen Parteien gehören sie an? Leider 
ist ein Großteil dieser Informationen noch im-
mer nicht einfach abzurufen. Zuständig für die 
kommunalpolitische Datenerhebung sind die 
Statistischen Landesämter der Bundesländer, 
was die Vergleichbarkeit der Daten erschwert. 
Während Schleswig-Holstein beispielsweise 
für Kommunalwahlen lediglich das aggregierte 
Landesergebnis nach Parteien ausweist, fin-
den sich in der bayerischen Statistik sowohl für 
Rats- als auch für Bürgermeisterwahlen jeweils 
Aufschlüsselungen nach Geschlecht. Häufig 
werden in der Literatur Daten des Deutschen 
Städtetags zitiert; dieser erhebt Daten jedoch 
erst für Gemeinden ab einer Größe von 10.000 
Einwohner*innen. Von den 11.313 deutschen 
Gemeinden ist aber die große Mehrheit (circa 
80 Prozent) kleiner und die Unterrepräsentanz 
von Frauen dort noch dazu besonders stark  
(Lukoschat/Belschner 2014, 17).

Gute Beispiele für die systematische Erhebung 
von Daten und ihre Darstellung sind  

das Bayerische Landesamt für Statistik 
   
 
und das österreichische Projekt Genderatlas  
  

www.wahlen.bayern.de/kommunalwahlen/index.php
http://genderatlas.at/articles/buergermeisterinnen.html


Einflussfaktoren – 
Wahlrecht und  
innerparteiliche 
Regelungen 
Ein Blick in die Wahlsysteme der 
Bundesländer und Kommunen  
sowie Parteisatzungen zeigt:  
Verhältniswahlrecht und partei-
interne Quoten erhöhen den  
Frauenanteil in den Parlamenten. 
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In Deutschland gilt für die Parlamentswahlen auf Bun-
des- und Landesebene in der Regel das Wahlsystem 
der personalisierten Verhältniswahl. Das bedeutet, 
dass jede*r Wähler*in ein bis zwei Stimmen zur Verfü-
gung hat. Mit der ersten wird ein*e Direktkandidat*in 
im Wahlkreis gewählt, die zweite geht an die norma-
lerweise feste (geschlossene) Liste einer Partei. 

Grundsätzlich gilt für die Sitzverteilung auf Bundes- 
und Landesebene: Jeder Partei mit einem (Zweit-)
Stimmenanteil von mindestens fünf Prozent stehen 
dem (Zweit-)Stimmenanteil entsprechend viele Sitze 
zu. Diese werden zunächst mit den gewonnenen Di-
rektmandaten verrechnet. Übrige Mandate gehen an 
die Listenkandidat*innen in der vorgegebenen Reihen-
folge beziehungsweise an jene Bewerber*innen mit 
den meisten Einzelstimmen (bei der Verhältniswahl 
mit offenen Listen, wie in manchen Bundesländern). 

Der Einzug von in ihrem Wahlkreis erfolgreichen Di-
rektkandidat*innen ins Parlament ist also sicher, wäh-
rend die Chance, dass eine Nominierung per Wahl-
liste zum Erfolg führt, vom Gesamtergebnis der Partei 
und nicht zuletzt auch von der Stärke der Direktkan-
didat*innen abhängt. Bei den Direktkandidaturen gilt 
das Mehrheitswahlrecht, das heißt, dass lediglich 
der/die Kandidat*in mit den meisten Stimmen einen 
Sitz gewinnt – die Stimmen der unterlegenen Bewer-
ber*innen verfallen. 

Die Ausgestaltung des Wahlrechts hat großen Ein-
fluss darauf, wie gut die Chancen für eine höhere 
Frauenrepräsentanz stehen. Insbesondere der Anteil 
von Sitzen, die als Direktmandate vergeben werden, 
beeinflusst die Partizipationschancen von Frauen in 
negativer Weise. Direktmandate sind umkämpft und 
lassen sich nicht wie Wahllisten quotieren. Frauen 
haben in der Regel weniger zeitliche und materielle 
Ressourcen als Männer, um effektive Unterstützung 
für ihren Wahlkampf zu organisieren. 

 Wahlrecht in den Bundesländern 

Der Einfluss des Wahlrechts lässt sich auch deutlich 
an den Frauenanteilen der deutschen Landesparla-
mente nachvollziehen: Lange Zeit war Baden-Würt-
temberg das Schlusslicht. Das Landtagswahlsystem 
des Bundeslandes kommt einem Mehrheitswahlrecht 
am nächsten. Die Wähler*innen haben nur eine Stim-
me, die sie an eine*n Direktkandidat*in ihres Wahl-
kreises vergeben. Auf diese Weise werden 70 von 120 
Mandaten vergeben. Die übrigen 50 Mandate werden 
den Stimmenanteilen der Parteien entsprechend an 
unterlegene Wahlkreiskandidat*innen berechnet, um 
die Stimmen- und Sitzanteile in größtmögliche Über-
einstimmung zu bringen. Es werden jedoch im Vor-
feld keine Listen der Kandidat*innen erstellt, sondern 
100 Prozent der Mandate mittelbar oder unmittelbar 
über Direktkandidaturen generiert. Mit der Landtags-
wahl 2016 stieg der Frauenanteil auf einen bisherigen 
„Höchststand“ von 24,5 Prozent. Bemühungen, das 
baden-württembergische Wahlrecht zu reformieren, 
waren bisher politisch nicht durchsetzbar. 

Aktuell steht Sachsen-Anhalt im Hinblick auf den 
Frauenanteil im Landtag an letzter Stelle. Mit dem 
Einzug der AfD in den Landtag sank der Frauenanteil 
2016 von 32,4 auf 24,4 Prozent. 

Eine detaillierte Übersicht zum geltenden Wahlrecht 
in den einzelnen Bundesländern findet sich unter 
www.wahlrecht.de.

 Wahlrecht in den kommunalen 
 Vertretungen 

Für die kommunalen Vertretungen (Kreis- und Stadt-/
Gemeinderäte) gilt in der Regel das Verhältniswahl-
recht mit offenen Listen. Das heißt, die Wähler*innen 
vergeben ihre Stimmen (meistens drei bis fünf, teil-
weise auch der Anzahl der zu vergebenden Sitze ent-
sprechend) entweder gesammelt an eine Liste, ver-
teilt an mehrere Kandidat*innen (Panaschieren) und/
oder gehäuft an eine favorisierte Person (Kumulieren). 
Auch in einigen Bundesländern finden sich vergleich-
bare Regelungen, wie zum Beispiel in Schleswig- 
Holstein und Nordrhein-Westfalen (personalisiertes 
Verhältniswahlrecht mit freier oder starrer Liste). 

Bürgermeister- und Landratswahlen sind dagegen in 
allen Bundesländern Direktwahlen: Die Wähler*innen 
wählen in einem oder – bei vorgesehener Stichwahl – 
in zwei Wahlgängen die favorisierte Person.

Die Frauenrepräsentanz liegt weltweit in Sys-
temen mit Mehrheitswahlrecht (also der aus-
schließlichen Vergabe der Sitze an Direktkandi-
dat*innen, wie zum Beispiel in Großbritannien) 
im Durchschnitt bei 14 Prozent, in gemischten 
Systemen, wie der deutschen personalisierten 
Verhältniswahl, bei 18 Prozent. In Systemen mit 
reiner Verhältniswahl, also Listenwahl, liegt sie 
bei durchschnittlich 27,4 Prozent (Inter-Parlia-
mentary Union 2018, 10).
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 Einfluss der Parteien und inter- 
 nen Regelungen 

Ob Bundestags-, Landtags- oder Kommunalwahl – 
wer kandidiert, entscheiden ganz überwiegend die 
politischen Parteien und Wählergruppen. Weil sie 
die Nominierungshoheit sowohl für die Listenplätze 
als auch weitestgehend für die Direktkandidaturen 
haben, treffen sie bereits vor der eigentlichen Wahl 
wichtige Entscheidungen, da sie bestimmen, wer 
überhaupt zur Wahl steht. Obwohl sich theoretisch 
jede*r Bürger*in über 18 Jahren in einer Direktkandi-
datur zur Wahl stellen darf, sind die politischen Par-
teien als Multiplikatoren und Unterstützungsapparate 
für eine erfolgreiche Kandidatur zum Bundes- oder 
Landtag unverzichtbar. Und selbst auf kommunaler 
Ebene, wo parteilose Amts- und Mandatsträger*in-
nen keine Seltenheit sind, kandidieren diese meist 
auf Vorschlag oder mit der Unterstützung einer oder 
mehrerer Parteien. 

Die meisten der politischen Parteien haben sich mitt-
lerweile auf freiwilliger Basis eigene Regeln für die 
Repräsentanz der Geschlechter auf Wahllisten und/
oder für (parteiinterne) Ämter gegeben. Die Rege-
lungen sind jedoch sehr unterschiedlich und werden 
auch in unterschiedlichem Umfang umgesetzt. Keine 
der Parteien sieht wirksame Sanktionen bei Nicht-
erfüllung vor. 

Insgesamt liegt der Anteil von Frauen an den Listen- 
wie Direktkandidaturen niedriger als derjenige der 
Männer – oft auch unter den Quoten, die sich die 
Parteien freiwillig selbst verordnet haben. Darüber 
hinaus werden Frauen oftmals die wenig aussichts-
reichen Plätze am Ende der Wahlliste zugewiesen, 
wenn es keine Regelungen zur genauen Listenplatzie-
rung (etwa das Reißverschlussprinzip) gibt. Bei einem 
durchschnittlichen Wahlergebnis ihrer Partei haben 
Frauen damit schlechtere Chancen, ins Parlament 
einzuziehen.

Durch die Direktmandate lässt sich das nicht aus-
gleichen, im Gegenteil: Als Wahlkreiskandidat*innen 
nominieren Parteien besonders selten Frauen. Zum 
einen gelten hier keine Quoten, zum anderen sind 
viele Wahlkreise bereits von männlichen Abgeordne-
ten „besetzt“. Für die Bundestagswahl 2017 zum Bei-
spiel hatten die Wahllisten der in den Bundestag ge-
wählten Parteien einen Frauenanteil von 38 Prozent. 
In den 299 Wahlkreisen hingegen wurden 487 Frauen 
und 1.292 Männer aufgestellt – direkt gewählt wurden 
64 Frauen (21 Prozent) und 235 Männer (79 Prozent) 
(Steg 2018, 347).

Der Einfluss der Wähler*-
innen auf die Repräsentanz 
von Frauen

„Wir hätten ja gerne mehr Frauen im Stadt-
rat, aber leider ist die Wählerschaft dazu noch 
nicht bereit.“ Die These, dass Kandidatinnen in 
Kommunalwahlen von den Wähler*innen be-
nachteiligt werden, ist in Parteien und unter 
Politiker*innen weit verbreitet. Tatsächlich er-
höht die Methode des Kumulierens und Pana-
schierens den Einfluss der Wählerschaft auf die 
gewählten Kandidat*innen bei Kommunalwah-
len. Jedoch sprechen empirische Forschungs-
ergebnisse eher gegen einen Negativeffekt für 
kandidierende Frauen.2

   Das überragende Kriterium für die Wahlent-
scheidung ist auch bei Kommunalwahlen die 
Parteizugehörigkeit der Kandidat*innen. Das 
lässt wenig Raum für individuelle „Kandida-
teneffekte“.

   Nur etwa die Hälfte der Wählerschaft nutzt 
die Möglichkeit zu kumulieren und zu pana-
schieren, der Rest wählt mit allen Stimmen 
die vorgeschlagene Liste einer Partei.

   Die Geschlechterzugehörigkeit hat in den 
meisten Untersuchungen keinen signifikan-
ten Effekt, lediglich für sehr kleine Gemein-
den konnte für Kandidatinnen ein leicht ne-
gativer Einfluss auf die Wahlentscheidung 
festgestellt werden. In Großstädten – insbe-
sondere Universitätsstädten – zeigt sich da-
gegen ein leicht positiver Einfluss.

Ziel sollte es nicht sein, das Instrument des Ku-
mulierens und Panaschierens abzuschaffen. Im 
Gegenteil: Wähler*innen können es dazu nut-
zen, auf den Listen schlecht platzierte Frauen 
gezielt zu wählen, und sollten dazu auch moti-
viert werden, etwa durch Kampagnen.

2  Hier gibt es widersprüchliche Forschungsergebnisse. Einen 
negativen Einfluss des Geschlechts auf die Wahlchancen von 
Kandidatinnen sehen z. B. Holuscha (1999), Wehling (2003) 
und Magin (2011). Dagegen argumentieren Holtkamp/Schnittke 
(2010), u. a. mit Verweis auf anderslautende empirische Ergeb-
nisse, dass in Kommunalwahlen kaum Kandidateneffekte wirk-
ten (Bovermann 2002; Gabriel et al. 1997) und diese entweder 
keinen oder sogar einen leicht positiven Effekt für die Wahl-
chancen von Kandidatinnen implizierten (Gremmels 2003; 
Kersting 2004; Hofmann et al. 2007). Aktuelle Forschungen zu 
dieser Frage wären daher wünschenswert.
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 Frauenanteile im 19. Deutschen Bundestag 
 nach Parteien (Angaben in Prozent) 

58,2 Bündnis 90/Die Grünen 
39 von 67 Abgeordneten

42,8 SPD 
65 von 152 Abgeordneten

23,8FDP
19 von 80 Abgeordneten

53,6Die Linke 
37 von 69 Abgeordneten

CDU/CSU 
51 von 246 Abgeordneten20,7

AfD 
10 von 91 Abgeordneten 11

Fraktionslos 
1 von 4 Abgeordneten25

Einflussfaktoren – Wahlrecht und innerparteiliche Regelungen

Regelungen in den Parteien

Bündnis 90/Die Grünen: Eine Frauenquo-
te von mindestens 50 Prozent ist für alle Ämter, 
Mandate und Listenplätze vorgesehen. Listen-
plätze werden alternierend vergeben, wobei die 
ungeraden Plätze, also auch die jeweilige Spit-
zenkandidatur, prinzipiell von Frauen besetzt 
werden sollen. (Frauenstatut von Bündnis 90/ 
Die Grünen, § 1)

Die Linke: Ämter, Mandate und Plätze auf 
Wahllisten sollen zu 50 Prozent an Frauen ver-
geben werden. Auf Listen stehen Frauen einer 
der ersten beiden Listenplätze sowie im Fol-
genden die ungeraden Plätze zu. (Bundessat-
zung der Partei Die Linke, § 10)

SPD: Bei Listenaufstellungen und Ämterbe-
setzungen müssen mindestens 40 Prozent 
der Plätze an Frauen vergeben werden. Zudem 
werden Wahllisten für Bundestags- und Euro-
pawahlen nach dem Reißverschlussprinzip be-
setzt. (Satzung der SPD, § 4)

FDP: Es gilt keine verpflichtende Quoten-
regelung. Auf ihrem Parteitag im April 2019 
beschloss die FDP, zur Erhöhung des Frauen-
anteils zwischen Bundesverband und Landes-
verbänden Zielvereinbarungen abzuschließen. 
(Beschluss des 70. Ordentlichen Bundespartei-
tags der FDP, 2019) 

CDU: Es gilt ein Quorum, nach dem ein Drittel 
der Parteiämter, Mandate und Listenplätze an 
Frauen vergeben werden soll. Kann dieses Ziel 
in einem ersten Wahlgang nicht erreicht wer-
den, muss die Wahl gegebenenfalls mit neuen 
Vorschlägen wiederholt werden. Das Ergebnis 
des zweiten Wahlgangs ist gültig, auch wenn 
das Quorum nicht erreicht werden konnte. (Sta-
tut der CDU, § 15)

CSU: Die CSU quotiert ihre Listenplätze nicht.  
Auf Landes- und Bezirksebene sollen 40 Pro-
zent der Parteiämter an Frauen vergeben wer-
den. (Satzung der CSU, § 8)

AfD: In der AfD werden sowohl parteiinterne 
Quoten als auch Maßnahmen zur Frauenförde-
rung abgelehnt. Auch die Gründung parteiinter-
ner Frauenorganisationen schließt die Satzung 
explizit aus. (Bundessatzung der AfD, § 17 (2))



 Frauenanteile im 19. Deutschen Bundestag 
 nach Parteien (Angaben in Prozent) 

Wege zu Parität – 
Modelle und  
Beispiele 
In vielen Ländern gibt es bereits
Regelungen zur Geschlechter-
repräsentanz in den Parlamenten. 
Hier werden die wichtigsten  
Modelle vorgestellt. 
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In mehr als 100 Ländern bestehen Regelungen für die 
Teilhabe von Frauen an politischen Entscheidungs-
prozessen, zum Teil als gesetzliche Vorgabe, zum Teil 
als freiwillige Verpflichtung der Parteien. Quoten sind 
nicht mehr die Ausnahme, sondern die Regel!

In der EU gibt es in 21 der 28 Staaten entsprechende 
Regelungen – in Belgien, Frankreich, Griechenland, 
Irland, Kroatien, Luxemburg, Polen, Portugal, Slowe-
nien und Spanien sind sie gesetzlich verankert. Den 
Anfang machte Belgien 1994, zuletzt führte Luxem-
burg 2016 eine gesetzliche Quote ein. In Frankreich, 
Portugal und Slowenien gingen den Wahlrechtsände-
rungen Verfassungsänderungen voraus.
 

Im internationalen Vergleich finden sich neben der 
paritätischen Geschlechterquote (je 50 Prozent Frau-
en und Männer) auch zahlreiche Regelungen mit fest-
gelegter Mindestquote, zum Beispiel von 30 oder 
40  Prozent, für jedes Geschlecht. Entscheidend für 
die Wirksamkeit der Regelungen ist:

   Sie müssen zum politischen System, also zum 
Wahlrecht und zur nationalen Kultur und ihren  
Besonderheiten, passen.

   Sie müssen wirksam sanktioniert werden.

% 
Frauen

Wahl-
system

Gesetzliche Quote
Partei-
quoten

Schweden 46 V – ×

Finnland 42 V – ×

Norwegen 41 V – ×

Spanien 39 V/M 40 % KQ (Ablehnung von Wahllisten) ×

Frankreich 39 M 50 % KQ (finanzielle Sanktion) ×

Belgien 38 V 50 % KQ (Ablehnung von Wahllisten) –

Dänemark 37 V – –

Niederlande 36 V – ×

Italien 36 V/M – ×

Portugal 35 V 33 % KQ (finanzielle Sanktion) –

Österreich 34 V – ×

Schweiz 33 V/M – ×

Großbritannien 32 M – ×

Deutschland 30 V/M – ×

Irland 22 V 30 % KQ (finanzielle Sanktion) –

Griechenland 18 V
33 % KQ (Ablehnung von Wahllisten; 

keine Platzierungsregeln)
×

V = Verhältniswahlrecht | M = Mehrheitswahlrecht | KQ = Kandidatinnenquote

 Quotenregelungen im europäischen Vergleich 
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 Stufen von Paritätsregelungen 

Stufe 1: 
Einfache Quotierung der Wahllisten

Die einfache Quotierung sieht vor, dass die gesetzli-
che Mindestquote beider Geschlechter auf den Wahl-
listen der Parteien erreicht wird. Die Grafik zeigt, wie 
beispielsweise eine Vorgabe von 50 Prozent umge-
setzt werden könnte. Oft wird eine solche Quotierung 
bereits über freiwillige Regelungen innerhalb der Par-
teien umgesetzt. Allerdings zeigt dies im Ergebnis 
eher wenig Wirkung, da Frauen erfahrungsgemäß zu-
meist auf den hinteren und damit weniger aussichts-
reichen Listenplätzen zu finden sind. Wenn die Partei 
im oberen Beispiel in der Wahl vier Sitze gewinnt, ge-
hen davon drei an Männer – trotz einer Frauenquote 
von 50 Prozent.

Als deutlich effektiver erweist sich die einfache Quo-
tierung von Wahllisten, wenn sie mit dem sogenann-
ten Reißverschlussprinzip gekoppelt ist. Das heißt, 
neben der einfachen Quotierung müssen sich Män-
ner und Frauen zusätzlich auf den Listen abwechseln. 
Durch dieses Verfahren wird weitestgehend sicher-
gestellt, dass die Hälfte der über die Liste gewon-
nenen Mandate an Kandidatinnen gehen. Zusätzlich 
zum Reißverschlusssystem kann die Vorgabe gelten, 
dass im vorderen Bereich Frauen die ungeraden Lis-
tenplätze zustehen, sie also auf Platz eins und drei zu 
finden sind. 

Eine weitere Variante besteht darin, dass die zuständi-
ge Wahl- oder Delegiertenversammlung entscheidet, 
ob der erste Platz an einen Mann oder eine Frau verge-
ben wird. Entsprechend folgt dann auf Platz zwei eine 
Frau oder ein Mann. Dies ist sowohl im Brandenburger 
als auch im Thüringer Paritätsgesetz vorgesehen. 

Stufe 2: 
Reißverschlussprinzip
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Tunesien: Kampf für die 
horizontale Parität

Die tunesische Verfassung von 2014 schreibt 
die gleiche Beteiligung der Geschlechter an 
der politischen Vertretung als Staatsziel fest. 
Im Wahlgesetz ist die alternierende Besetzung 
aller Wahllisten (Reißverschlussprinzip) mit 
mindestens 50 Prozent Kandidatinnen festge-
legt. Bei den Parlamentswahlen im Herbst 2014 
traten sehr viele Parteien an, davon wurden 
wiederum viele von Männern angeführt. Ge-
rade bei kleinen Parteien schaffte es aber oft 
nur der erstplatzierte Kandidat, ins Parlament 
einzuziehen. Der gesamte Frauenanteil im tu-
nesischen Parlament liegt deshalb lediglich bei 
31,3 Prozent. Frauenrechtsverbände und einige 
Parteien forderten daher eine horizontale Quo-
tierung der Listen, sie wurde für die Kommunal- 
und Regionalwahlen 2016 eingeführt.

Belgien: Schritt für Schritt 
zur Quote 

In Belgien wurden erste gesetzliche Vorga-
ben zur Besetzung der Wahllisten bereits 1994 
eingeführt. Schrittweise wurde die damalige 
25-Prozent-Quote auf 50 Prozent im Jahr 2002 
erhöht. Auf den Listen müssen gleich viele 
Männer wie Frauen vertreten sein und diese 
müssen sich auf der Liste abwechseln. Wenn 
eine Partei diese Vorgaben nicht erfüllen kann 
oder will, müssen Listenplätze leer bleiben. Der 
Frauenanteil im belgischen Parlament liegt bei 
knapp 40 Prozent.

Stufe 3: 
Horizontale Quotierung der Spitzenplätze

Um sicherzustellen, dass möglichst viele Frauen den 
Sprung in die politische Vertretung schaffen, kann 
neben der vertikalen Quotierung der einzelnen Wahl-
listen auch eine horizontale Vorgabe für sämtliche 
Listen einer Partei gemacht werden. In der Praxis 
bedeutet dies, dass ein bestimmter Anteil der ersten 
Listenplätze einer Partei – ob auf nationaler oder Län-
derebene – jeweils  mit Frauen besetzt werden muss. 
Zum Beispiel wäre, wie in der Grafik zu sehen, bei 
einer paritätischen Quotierung die Hälfte der ersten 
Listenplätze – auf alle Wahllisten einer Partei gerech-
net – Frauen vorbehalten. 
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Das französische „Loi sur 
la parité“

In Frankreich trat 2001 das „Gesetz zur För-
derung des gleichen Zugangs von Frauen und 
Männern zu Wahlmandaten und Wahlämtern“ 
in Kraft, das zwischenzeitlich stetig weiterent-
wickelt wurde. Es beruht auf dem Prinzip der 
Égalité und der Überzeugung, dass die staats-
bürgerliche Gleichheit auch die gleiche Partizi-
pation an politischer Macht beinhaltet.

Für Listenwahlen nach dem Verhältniswahl-
recht sieht das französische Paritégesetz eine 
paritätische Besetzung der Wahllisten mit Frau-
en und Männern vor. Das betrifft die Wahlen der 
Kommunalvertretungen und des Europaparla-
ments. Der Frauenanteil hat sich in den Kom-
munalparlamenten nahezu verdoppelt und 
liegt bei über 40 Prozent. 

Für nationale und regionale Wahlen gilt das 
Mehrheitswahlrecht, es werden also aus-
schließlich Direktmandate vergeben. Für die 
Wahlen zur Nationalversammlung sieht das 
französische Paritégesetz vor, dass die Parteien 
quotierte Voschläge für die Direktkandidat*in-
nen in den Wahlkreisen machen. Als Sanktion 
droht die nachträgliche Kürzung staatlicher 
Zuwendungen für Parteien, sofern der zahlen-
mäßige Unterschied zwischen den aufgestell-
ten Kandidatinnen und Kandidaten mehr als 
zwei  Prozent beträgt. Weil gerade die großen 
Parteien bereit sind, diese finanziellen Einbu-
ßen in Kauf zu nehmen, brachten diese Vorga-
ben lange Zeit nicht den gewünschten Erfolg. 
Dennoch hat sich der Frauenanteil in der Na-
tionalversammlung zuletzt auf 39 Prozent er-
höht, unter anderem weil die Sanktionen nach 
und nach verschärft wurden. Vor allem sind die 
positiven Entwicklungen in der Nationalver-
sammlung jedoch darauf zurückzuführen, dass 
die neue Sammlungsbewegung um Emmanuel 
Macron das Paritätsgesetz tatsächlich ernst 
nahm und entsprechend Frauen und Männer 
nominiert wurden. 

Für die Départementswahlen gilt ein Tandem-
prinzip, wonach in jedem Wahlkreis eine Kandi-
datin und ein Kandidat gewählt werden. Diese 
Regelung hat dazu geführt, dass der Frauenan-
teil seit 2015 bei 50 Prozent liegt. 

Stufe 4:
Quotierung der Direktmandate

Direktmandate, bei denen jeweils nur eine Person ge-
wählt wird, lassen sich nicht nach dem gleichen Mus-
ter wie Wahllisten handhaben. Dennoch gibt es Vor-
schläge und Modelle, wie der Frauenanteil auch unter 
den Wahlkreiskandidat*innen erhöht werden kann.

 Tandem-Modell 
  Statt eines Sitzes pro Wahlkreis werden zwei Sitze 

an ein sogenanntes Tandem vergeben. Jede poli-
tische Partei stellt eine Frau und einen Mann auf. 
Die Wähler*innen geben aber nur eine Stimme für 
den Wahlkreisvorschlag. Gewählt ist dann das Tan-
dem, das die meisten Stimmen erhält. Will man die 
Größe eines Parlaments nicht verdoppeln, muss die 
Anzahl der Wahlkreise vorher halbiert werden.

 Wahlkreis-Duo
  Auch in diesem Modell wird die Anzahl der Wahl-

kreise halbiert. Jede politische Partei stellt jeweils 
einen Mann und eine Frau auf. Die Wähler*innen 
wählen allerdings nicht ein Tandem, sondern haben 
zwei Erststimmen, die sie jeweils an einen Mann und 
eine Frau vergeben können, auch aus unterschied-
lichen Parteien. Gewählt sind jeweils der Kandidat 
und die Kandidatin mit den meisten Stimmen. 

 Ausgleich über die Wahlliste
  Ein weiteres in der Diskussion befindliches Modell 

schlägt einen Ausgleich über die Wahlliste vor. Die 
Anzahl der Wahlkreise und die Direktwahlelemen-
te an sich werden nicht verändert. Bei der Vertei-
lung der Mandate muss die Überrepräsentanz eines 
Geschlechts bei den Direktmandaten aber so weit 
wie möglich ausgeglichen werden. Zum Beispiel 
gewinnt eine Partei bei der Wahl insgesamt zehn 
Mandate. Fünf Mandate sind über Direktwahlkreise 
von Männern gewonnen worden. Um Parität sicher-
zustellen, erhalten anschließend nur noch die Kan-
didatinnen auf der Wahlliste ein Mandat. 
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Good Practice: Frankreichs „Loi sur la parité“

Seit 2001: „Gesetz zur Förderung des gleichen Zugangs von Frauen und Männern zu Wahlmandaten und 
Wahlämtern“. Das Gesetz wurde in den darauffolgenden Jahren mehrfach weiterentwickelt (vgl. Durand 
2017; HCE République Française 2017).

 Stand: 2019 

Mandats-
dauer Wahlrecht Regel Sanktionen Frauenanteil

Kommunale 
Vertretung

conseil municipal

6 Jahre
Verhältnis-
wahlrecht

Alternierende 
paritätische 

Besetzung der 
Wahllisten in 

Kommunen ab 
1.000 Einwoh-

ner*innen

Zurück-
weisung der 

Liste

2014: 40,3 %
Kommunen ab  

1.000  
Einwohner*in-
nen: 48,0 %

2008: 35,0 %

Départementrat

conseil 
départemental

6 Jahre

Mehrheits-
wahlrecht  

scrutin binominal

Aufstellung von 
Duos, bestehend 

aus einer Frau 
und einem Mann

binôme paritaire

Zurück-
weisung des  

Wahl-
vorschlags

2015: 50,0 % 

2011: 14,0 %

Regionalrat

conseil régional
6 Jahre

Verhältnis-
wahlrecht

Alternierende 
paritätische 

Besetzung der 
Wahllisten

Zurück-
weisung der 

Liste

2015: 48,0 %

1998: 27,5 %

National-
versammlung

Assemblée  
nationale – Unterhaus 

des französischen 
Parlaments

5 Jahre
Mehrheits-
wahlrecht

Paritätische 
Besetzung der 

Wahllisten

Finanzielle  
Sanktionen

2017: 38,8 %

2012: 26,9 %

Senat

Sénat – Oberhaus  
des französischen  

Parlaments

6 Jahre

Die Hälfte des 
Senats wird alle 
3 Jahre gewählt

Mehrheits-
wahlrecht und 

Verhältnis-
wahlrecht 

Paritätische 
Besetzung der 

Wahllisten

Zurück-
weisung der 

Liste

2017: 29,5 %

2014: 25,0 %

Europa-
parlament 5 Jahre

Verhältnis-
wahlrecht

Alternierende 
paritätische 

Besetzung der 
Wahllisten

Zurück-
weisung der 

Liste

2019: 50,0 %

2014: 43,2 %
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 Modelle für Sanktionen 

Ein wesentlicher Erfolgsfaktor für Quotenregelungen 
ist ihre Bewehrung mit Sanktionen. Die Bandbreite 
reicht von unverbindlichen Empfehlungen über An-
reize, Auflagen und finanzielle Sanktionen bis hin 
zur Zurückweisung der Liste bei Nichterfüllung der 
Vorgaben. Das betrifft nicht nur Regelungen gesetz-
licher Art, sondern ebenso innerparteiliche Vereinba-
rungen.

Neben der Art der Sanktionen ist ebenfalls wichtig, 
wer für die Kontrolle der Regelungen und für die 
Durchsetzung der Sanktionen zuständig ist. Im Falle 
von Parteien ist das normalerweise die zentrale Par-
teiorganisation. Zum Beispiel hat die Sozialdemokra-
tische Partei Kroatiens für die Kontrolle ihrer 40-Pro-
zent-Quote eine eigene Kontrollinstanz eingerichtet. 
Gesetzliche Vorgaben werden in der Regel von der 
zuständigen Wahlkommission kontrolliert.

Empfehlung1

Anreize oder Auflagen2

Finanzielle Sanktionen3

Zurückweisung von 
Wahlvorschlägen4

Stufe 1: 
Empfehlung – keine Sanktionen

Die schwächste Form sind unverbindliche Empfeh-
lungen, wie etwa Soll-Vorschriften. Sie formulieren 
zwar eine wünschenswerte Zielgröße für den Frauen-
anteil im Parlament beziehungsweise auf Wahllisten, 
haben aber keinen rechtlich bindenden Charakter. Ein 
Beispiel für eine solche Ausgestaltung findet sich im 
Kommunalwahlgesetz von Baden-Württemberg. Hier 
wurde 2013 folgender Absatz aufgenommen: 

„Männer und Frauen sollen
gleichermaßen bei der Auf-
stellung eines Wahlvorschlags 
berücksichtigt werden. Dies 
kann insbesondere in der Wei-
se erfolgen, dass bei der Rei-
henfolge der Bewerberinnen 
und Bewerber in den Wahlvor-
schlägen Männer und Frauen 
abwechselnd berücksichtigt 
werden. 

Die Beachtung der Sätze 1 und 
2 ist nicht Voraussetzung für 
die Zulassung eines Wahlvor-
schlags.“

Die Wirksamkeit solcher unverbindlichen Empfehlun-
gen wird aus internationalen Erfahrungen allerdings 
als äußerst begrenzt eingeschätzt. In Baden-Württem-
berg stieg der Frauenanteil bei den Kommunalwahlen 
2014 um lediglich zwei Prozent in den Gemeinderäten 
und knapp drei Prozent in den Kreistagen. 

Auch die innerparteilichen Zielvorgaben der deut-
schen Parteien haben unverbindlichen Charakter. Die 
empirische Forschung zu deren Effektivität zeigt: Je 
besser die Gewinnchancen einer Partei sind und je 
mehr Konkurrenz es um die aussichtsreichen Listen-
plätze gibt, desto seltener werden die freiwilligen Vor-
gaben eingehalten (vgl. Holtkamp/Schnittke 2010; 
Davidson-Schmich 2006; Reiser 2014).
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Stufe 2: 
Keine Sanktionen, aber Auflagen oder Anreize

Eine weitere Möglichkeit besteht darin, durch Anreiz-
systeme oder Auflagen Parteien die Umsetzung von 
Vorgaben schmackhaft zu machen.

Georgien hat zum Beispiel 2015 die Regelung zu fi-
nanziellen Anreizen verstärkt: Denjenigen Parteien, 
die mindestens 30 Prozent Frauen nominieren, wird 
eine zusätzliche staatliche Finanzierung in Höhe von 
30 Prozent zugesprochen. Kroatien hat ebenfalls ein 
System finanzieller Anreize geschaffen, um die poli-
tischen Parteien dazu zu motivieren, mehr Frauen zu 
nominieren.

Auch können Sanktionen die Form qualitativer Auf-
lagen annehmen. In Irland müssen die lokalen Par-
teienverbände einen Bericht an das nationale Exe-
kutivkomitee senden, wenn sie die Zielquote auf den 
Listen verfehlen. Darin müssen sie darstellen, welche 
Maßnahmen sie ergriffen haben, um Kandidatinnen 
zu motivieren, und warum diese erfolglos geblieben 
sind. Erst wenn das Exekutivkomitee den Bericht bil-
ligt, darf die Liste so antreten.

Stufe 3: 
Finanzielle Sanktionen

Die meisten gesetzlichen Quotenvorgaben sind mit 
finanziellen Sanktionen bewehrt. Oft staffeln sich 
diese nach Grad der Verfehlung der Zielquote. Auch 
hierfür gibt es Beispiele aus EU-Ländern.

In Portugal werden inkorrekte Listen veröffentlicht 
und die Parteien mit einer finanziellen Strafe je nach 
Abweichung von der 30-Prozent-Quote belegt. In Ir-
land müssen die Parteien aktuell mit einer 50-prozen-
tigen Kürzung ihrer staatlichen Finanzierung rechnen, 
wenn sie zu den nationalen Wahlen nicht wenigstens 
30 Prozent Kandidatinnen aufstellen. Nach einer Lauf-
zeit des Paritätsgesetzes von sieben Jahren muss der 
Anteil von Kandidatinnen sogar 40 Prozent betragen, 
damit die Partei die volle staatliche Finanzierung er-
halten kann. 

Allerdings können finanzielle Sanktionen gerade gro-
ße Parteien zu der Kalkulation verleiten, sich die Ver-
fehlung leisten zu können. So haben in Frankreich die 
beiden ehemaligen Volksparteien Les Républicains 
und Parti socialiste finanzielle Einbußen in Millionen-
höhe in Kauf genommen, um für die Wahl zur Natio-
nalversammlung nicht gleich viele Kandidatinnen wie 
Kandidaten aufstellen zu müssen.

Stufe 4: 
Zurückweisung der Liste

Die effektivste Form der Sanktionierung besteht un-
bestritten in der Zurückweisung von Wahlvorschlä-
gen, die nicht mit den Parité-Vorgaben konform ge-
hen.

In Frankreich wird dies als Grund für den überragen-
den Erfolg des Paritätsgesetzes auf der kommunalen 
Ebene gesehen. Gegebenenfalls kann diese Form der 
Sanktion auch an Auflagen wie in Stufe 2 gekoppelt 
sein. So bekommt in Spanien eine Partei, die sich 
nicht an die Quotenvorgabe von 40 Prozent Listen-
kandidatinnen hält, eine Warnung und drei Tage Zeit, 
die Liste korrekt einzureichen. Geschieht keine Kor-
rektur, wird die Liste zurückgewiesen.

Auch bei innerparteilichen Regelungen können sol-
che Sanktionen verhängt werden. So weist die nor-
wegische Arbeiterpartei kommunale Wahllisten der 
eigenen Ortsverbände zurück, wenn sie nicht min-
destens 40 Prozent Kandidatinnen enthalten.

Parteienfinanzierung

Anlässlich des 100. Jubiläums des Frauenwahl-
rechts fordert der Deutsche Juristinnenbund 
in seiner Stellungnahme „Mehr Frauen in die 
Parlamente“ (Januar 2019) die Parteien auf, ein 
klares Signal für Parität zu setzen und unver-
züglich erste Schritte einzuleiten. 

Als „Mindestforderung“ wird neben der Ver-
ankerung von Frauenförderung in den Partei-
satzungen und Frauenquoten in den Parla-
mentsausschüssen genannt, im Rahmen der 
Parteienfinanzierung Anreize für mehr Frauen 
in den Parlamenten zu setzen. Frauenförderung 
solle durch den Staat mit einem Bonus belohnt 
und im Parteiengesetz (§  18 PartG) verankert 
werden. 

Der Bonus könnte gestuft an Parteien ausge-
zahlt werden, deren Wahllisten Frauenquoten 
von 35 Prozent aufwärts folgen. Entscheidend 
sei dabei, dass die Frauen auf aussichtsreichen 
Listenplätzen kandidierten. Um zusätzlich An-
reize zu schaffen, könnte auch die Verankerung 
von Frauenfördermaßnahmen in den Satzun-
gen finanziell belohnt werden.
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aktuellen Diskussionsstand in Bund 
und Ländern. 
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Seit mehr als zehn Jahren wird in Deutschland über 
Paritätsgesetze diskutiert. In zahlreichen Bundeslän-
dern bildeten sich Initiativen, inspiriert vor allem von 
den positiven Erfahrungen im Nachbarland Frank-
reich. Oft schlossen sich Landesfrauenräte, lokale 
Frauenverbände sowie Vertreter*innen der Parteien 
zusammen, um das Thema auf die öffentliche Agen-
da zu setzen. Anfänglich stand die kommunale Ebene 
im Vordergrund, auf der die Unterrepräsentanz von 
Frauen besonders ausgeprägt ist. Zudem liegt die 
Gesetzgebungskompetenz für die Kommunalwahlge-
setze bei den Ländern. Die Kampagnen waren durch-
aus erfolgreich, vor allem in Ländern mit rot-grünen 
oder grün-roten Regierungskonstellationen schienen 
entsprechende Mehrheiten möglich zu sein. Die zu-
gleich einsetzende Debatte um die Verfassungskon-
formität gesetzlicher Paritätsregelungen führte in 
Baden-Württemberg jedoch dazu, dass 2013 letztlich 
nur eine unverbindliche Soll-Regelung verabschie-
det wurde. Auch der Vorstoß in Rheinland-Pfalz blieb 
ohne Erfolg. Zuvor hatte in Schleswig-Holstein und 
auch im Bundestag die Oppositionspartei Bündnis 
90/Die Grünen erste Initiativen gestartet, die jedoch 
gleichfalls keine Mehrheit fanden.

Doch die Debatte war damit keineswegs beendet. 
Bundesweit blieben Frauenverbände aktiv, wie der 
Deutsche Frauenrat oder der Deutsche Juristinnen-
bund. Im Rahmen des von der EAF Berlin koordinier-
ten und vom Bundesfrauenministerium geförderten 
Helene Weber Kollegs wurden Paritätsforen in Bund 
und Ländern durchgeführt. Sie dienten dazu, die Ak-
teur*innen zu vernetzen, Argumente zu schärfen und 
Erfahrungen auszutauschen. Einige Bundesländer sa-
hen zudem in ihren Koalitionsvereinbarungen vor, die 
Einführung von Paritätsgesetzen zu prüfen.3 In Bayern 
bildete sich 2015 ein breites Aktionsbündnis, dem sich 
auch Vertreterinnen der Gewerkschaften und Kirchen 
anschlossen. Die Popularklage vor dem Bayerischen 
Verfassungsgerichtshof zur Überprüfung der bayeri-
schen Wahlgesetze wurde allerdings abgewiesen.

3   Sachsen-Anhalt wird seit 2016 von einer Koalition aus CDU, SPD und Bündnis 90/Die Grünen regiert. In der Koalitionsvereinbarung ist ein Prüfauftrag 
verankert. Niedersachsen wurde 2013 bis 2017 von einer Koalition aus SPD und Bündnis 90/Die Grünen regiert. In der Koalitionsvereinbarung wurde 
ein Prüfauftrag verankert, der in der aktuellen Vereinbarung zwischen SPD und CDU nicht mehr besteht. Thüringen wird seit 2014 von einer Koalition 
aus Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen regiert. In der Koalitionsvereinbarung wurde ein Prüfauftrag festgeschrieben, 2019 das entsprechende 
Gesetz verabschiedet.

Bündnis für Parité in Bayern

Das parteiübergreifende Aktionsbündnis „Pa-
rité in den Parlamenten“ erhob 2016 eine so-
genannte Popularklage beim Bayerischen 
Verfassungsgerichtshof. Die Verfassung des 
Freistaates Bayern berechtigt mit der Popular-
klage jede*n Bürger*in, prüfen zu lassen, ob 
ein garantiertes Grundrecht durch Gesetze, 
Verordnungen oder Satzungen verletzt wird. 
Mit der Klage, von 152 Kläger*innen getragen, 
sollte geklärt werden, ob die jetzigen Wahlge-
setze gegen die Bayerische Verfassung versto-
ßen, weil sie die tatsächliche Durchsetzung der 
Gleichberechtigung und die Beseitigung be-
stehender Nachteile verhindern. 

Vertreten wurde die Klage von Silke Laskowski, 
Professorin für Öffentliches Recht, Völkerrecht 
und Europarecht an der Universität Kassel. 
Die auch im Deutschen Juristinnenbund ak-
tive Staatsrechtlerin hatte bereits im Auftrag 
verschiedener Landtags- und einer Bundes-
tagsfraktion Gutachten zur Verfassungsmä-
ßigkeit von Paritätsgesetzen erstellt. Der Bay-
erische Verfassungsgerichtshof wies die Klage 
am 26. März 2018 zurück, weil er die fehlende 
Chancengleichheit von Frauen in der Verfas-
sungswirklichkeit nicht erkennen konnte. 

Gegen das umstrittene Urteil wurde inzwischen 
Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfas-
sungsgericht erhoben, weil an mehreren Stel-
len Zweifel an der grundgesetzkonformen Aus-
legung von Art. 118 der Bayerischen Verfassung 
(entspricht Gleichberechtigungsgebot Art.    3 
Abs. 2 GG) und Art. 2 der Bayerischen Verfas-
sung (entspricht Demokratiegebot Art.  20 GG) 
besteht (Laskowski 2019). Das Bundesverfas-
sungsgericht hat die Beschwerde noch nicht 
angenommen. 
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Trotz dieser Erfahrungen nahm die Debatte ab 2017 
an Fahrt auf. Dazu führten im Wesentlichen drei Fakto-
ren: der Rückgang der Frauenanteile im 19. Deutschen 
Bundestag im Oktober 2017 sowie anschließend auch 
in zahlreichen Landesparlamenten, das Jubiläum 100 
Jahre Frauenwahlrecht 2018/2019 sowie die anste-
hende Reform des Wahlrechts zur Verkleinerung des 
Bundestags.

 Entwicklungen im Bund 

In den beiden Regierungsfraktionen von CDU/CSU 
und SPD wurde ab 2018 intensiver über Parität disku-
tiert. Die SPD-Fraktion setzte dazu eine Projektgruppe 
ein und fasste schließlich den Beschluss, Paritätsre-
gelungen umzusetzen.

Auch bei der Gruppe der Frauen in der CDU/CSU-Frak-
tion bestand erheblicher Diskussionsbedarf. Der 
Frauenanteil in ihrer Bundestagsfraktion lag und liegt 
bei knapp 20 Prozent; dies war und ist vor allem dem 
Übergewicht an Direktmandaten geschuldet, für die 
ganz überwiegend Männer in den Wahlkreisen aufge-
stellt worden waren. 

Bei Bündnis 90/Die Grünen stand das Thema ohnehin 
auf der Agenda, weil sich die Partei bereits seit Jah-
ren für Paritätsgesetze starkmachte; die Linkspartei 
brachte einen eigenen Gesetzentwurf ein.

Schließlich eröffnete die Wahlrechtsreform, für die 
der Bundestagspräsident eine interfraktionelle Ar-
beitsgruppe eingesetzt hatte, eine Möglichkeit, die 
Frage nach Paritätsregelungen mit auf die Agenda zu 
setzen. Für dieses Vorgehen engagierte sich vor allem 
der Deutsche Frauenrat mit seiner Kampagne „Mehr 
Frauen in die Parlamente“. Die Wahlrechtsreform wur-
de zwar aufgeschoben, doch zumindest hatte sich im 
Zuge der Diskussion eine Parlamentarierinnengruppe 
von Frauen aus den Parteien CDU/CSU, SPD, Bünd-
nis  90/Die Grünen, Die Linke und FDP zum Thema 
gebildet. Weil die Meinungsbildung jedoch schwierig 
verlief, beschränkt sich die aktuelle Forderung darauf, 
zunächst eine Kommission zur Erarbeitung von Hand-
lungsempfehlungen einzusetzen.

 Brandenburg und Thüringen – 
 Durchbruch für Paritätsgesetze 

Am 31. Januar 2019 beschloss Brandenburg als erstes 
Bundesland ein Parité-Gesetz. Dies erfolgte mit den 
Stimmen der Regierungsparteien SPD und Die Linke 
sowie mit Zustimmung von Bündnis 90/Die Grünen. 
Der Frauenpolitische Rat Brandenburg und die (kom-
munalen) Gleichstellungsbeauftragten hatten das 
Thema auf die Agenda gesetzt. Am 8. März 2018 hat-
ten Bündnis 90/Die Grünen einen Gesetzentwurf für 
ein inklusives Parité-Gesetz eingebracht, das bei der 
Anhörung im Innenausschuss bis auf wenige Stimmen 
positiv kommentiert worden war. Der ganze Prozess 
wurde über Monate hinweg von Veranstaltungen, Pu-
blikationen und einer Unterschriftenkampagne („Wir 
fordern ein Parité-Gesetz für Brandenburg – jetzt!“) 
flankiert. Letztere erinnerte bewusst an die Unter-
schriftenaktion 1948/1949, mit der Elisabeth Selbert 
die außerparlamentarische Unterstützung für die Ver-
abschiedung von Art. 3 Abs. 2 GG im Parlamentari-
schen Rat erfolgreich organisiert hatte. Auch das 100. 
Jubiläum des Frauenwahlrechts wurde für zahlreiche 
Aktionen genutzt, etwa für Veranstaltungen und Aus-
stellungen des Frauenwahllokals in Potsdam (vgl. Mi-
nisterium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und 
Familie des Landes Brandenburg 2019). Diese Aktivi-
täten trugen dazu bei, öffentlichen Druck zu entfalten 
und die eher zögerliche SPD von der Notwendigkeit 
des Gesetzes zu überzeugen. 

Allerdings kam letztlich ein rot-rot-grünes „Kompro-
missgesetz“ zustande: Zum einen fehlt die ursprüng-
lich von Bündnis 90/Die Grünen geforderte Einbezie-
hung der Wahlkreise und Direktmandate, zum anderen 
die unmissverständliche Regelung bei der Zurückwei-
sung der Liste als Sanktionsmechanismus. Dennoch 
wird allgemein anerkannt, dass mit dem Gesetz ein 
wichtiger erster Schritt gegangen wurde. Gegen das 
Gesetz haben zwischenzeitlich zwei Parteien, die NPD 
und die Piratenpartei, beim Verfassungsgericht des 
Landes Brandenburg Klage erhoben.
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möglich sein, die Personen der nominierten Wahl-
kreis-Duos auch einzeln zu wählen. Um die Wahl-
freiheit der Wahlberechtigten zu erhöhen, sollte 
es ermöglicht werden, eine Kandidatin und einen 
Kandidaten aus unterschiedlichen Parteien bezie-
hungsweise Wahlvereinigungen zu wählen. Ein-
zelbewerbungen sollten weiter zulässig sein. Für 
diesen weitergehenden Vorschlag fand sich in der 
Regierungskoalition jedoch keine Mehrheit.

Das Gesetz tritt im Juli 2020 in Kraft und wird erst-
mals bei den Landtagswahlen 2024 angewendet.

Das Thüringer Paritätsgesetz

In Thüringen brachten die Regierungsfraktionen 
Die Linke, SPD und Bündnis 90/Die Grünen im 
März 2019 einen gemeinsamen Gesetzentwurf 
ein. Am 5. Juli 2019 wurde das „Siebte Gesetz 
zur Änderung des Thüringer Landeswahlgeset-
zes – Einführung der paritätischen Quotierung“ 
beschlossen. Es sieht ebenso wie das Branden-
burger Parité-Gesetz die alternierende Beset-
zung der Wahllisten mit Frauen und Männern vor. 
Gleichfalls entscheidet die Wahlversammlung der 
jeweiligen Partei, ob der erste Listenplatz an eine 
Frau oder einen Mann vergeben wird. 

Unmissverständlich ist das Gesetz bei den Sankti-
onen: Die Liste wird ab dem Platz zurückgewiesen, 
ab dem die paritätische Besetzung durchbrochen 
wird (Teilzurückweisung). Innerhalb der jeweili-
gen Frist können die Parteien die Listen korrigie-
ren und neu einreichen.

Eine ursprünglich vorgesehene Ausnahmerege-
lung wurde gestrichen. Nach dieser wäre es den 
Parteien im Ausnahmefall erlaubt gewesen, die 
für Frauen vorgesehenen Listenplätze mit Män-
nern zu besetzen, sofern nicht genügend Frauen 
kandidieren, und umgekehrt. Als Mindestanzahl 
wäre der Anteil der weiblichen Parteimitglieder 
festgelegt worden. In der Anhörung im Innenaus-
schuss wurde übereinstimmend anerkannt, dass 
dies eine Umgehung der Regelungen befördern 
würde.4

Auch in Bezug auf die Rechte von Personen mit 
dem Eintrag „divers“ im Personenstandsregister 
wurde eine Lösung gefunden, die die zeitweilige 
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Parité-Gesetz Brandenburg

Das „Zweite Gesetz zur Änderung des Branden-
burgischen Landeswahlgesetzes – Parité-Gesetz“ 
vom 12. Februar 2019 sieht vor, dass Frauen und 
Männer bei der Aufstellung von Landeswahllis-
ten der Parteien gleichermaßen berücksichtigt 
werden müssen. Die Landeslisten der Parteien, 
die sich zur Wahl stellen, sind nach dem Reißver-
schlussverfahren zu besetzen, das heißt abwech-
selnd mit Frauen und Männern. Zunächst wird je-
weils eine Frauen- und Männerliste gewählt, beide 
werden anschließend zusammengeführt. Die 
Wahlversammlung entscheidet, ob eine Frau oder 
ein Mann den ersten Platz einnimmt, anschließend 
wird die Liste entsprechend zusammengestellt.

Wird gegen die Vorgaben zur paritätischen Be-
setzung verstoßen, hat der Wahlausschuss diese 
Wahlvorschläge zurückzuweisen. Falls eine ab-
wechselnde Besetzung mit Frauen und Männern 
nicht durchgängig der Fall ist, werden diese Be-
werber*innen aus der Liste gestrichen und die Lis-
te wird neu gebildet. Kritisiert wird allerdings die 
Unklarheit der Regelung. Wie Laskowski (2019) 
ausführt, lässt die Neubildung der Liste laut Ge-
setzestext auch zu, dass die letzten Plätze nicht 
geschlechterparitätisch besetzt werden. Darüber 
hinaus räume das Gesetz dem Wahlausschuss 
letztlich einen Gestaltungs- und Ermessensspiel-
raum ein, der ihm nicht zustehe und das Gesetz 
verfassungsrechtlich angreifbar mache. Daher 
plä diert Laskowski dafür, diesen Passus bis zum 
Inkrafttreten des Gesetzes zu korrigieren.

Menschen, die nach dem Personenstandsrecht 
weder dem männlichen noch dem weiblichen 
Geschlecht zugeordnet werden, können sich 
in der entsprechenden Wahlversammlung ent-
scheiden, ob sie auf einem Listenplatz für Männer 
oder Frauen kandidieren wollen. Zudem müssen 
Parteien und Wählergemeinschaften die qua Sat-
zung lediglich für ein Geschlecht offen sind, also 
„Frauen- oder Männerparteien“, keine quotierten 
Wahllisten aufstellen. 

Der Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen sah ursprünglich eine Quotierung der Di-
rektkandidaturen vor. Die Zahl der Wahlkreise soll-
te halbiert werden, und in den Wahlkreisen sollten 
Duos aus Mann und Frau antreten. Dabei sollte es 
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Zuordnung zu einem Geschlecht wie in Branden-
burg vermeidet: Personen, die als divers eingetra-
gen sind, können unabhängig von der Reihenfol-
ge der Listenplätze kandidieren und müssen sich 
daher nicht für einen Frauen- oder Männerplatz 
entscheiden. Um die alternierende Besetzung mit 
Frauen und Männern zu gewährleisten, wurde zu-
sätzlich geregelt, dass nach der diversen Person 
eine Frau kandidieren soll, wenn auf dem Listen-
platz vor der diversen Person ein Mann steht, und 
umgekehrt.

Die Ausnahmeregelung für Parteien, die qua 
Satzung nur einem Geschlecht offenstehen, 
wurde aufgrund der Einwände in der An-
hörung gleichfalls gestrichen. Fraglich sei, 
ob Parteien, die nur einem Geschlecht offen-

ständen, verfassungsrechtlich Bestand hätten. 
Par teien wie der Feministischen Partei Die Frauen 
können Frauen wie Männer beitreten. Die vorwie-
gend auf der kommunalen Ebene anzutreffenden 
reinen Frauenwahllisten haben ihre Ursache in der 
deutlichen Unterrepräsentanz der Frauen auf den 
aussichtsreichen Listenplätzen der Parteien und 
Wählervereinigungen und entsprechend in den 
kommunalen Vertretungen. Reine Frauenlisten 
ließen sich im Unterschied zu reinen Männerlisten 
auf Grundlage von Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG recht-

fertigen, der den Staat verpflichtet, bestehen-
den Benachteiligungen entgegenzuwirken.

4  Vgl. Öffentliche Anhörung Innen- und 
Kommunalausschuss (6. Wp.) vom  
6. Juni 2019, Ausschussprotokoll 6/73  
des Thüringer Landtags.

 Bundesländer mit Paritäts- 
 gesetzen: 

 Brandenburg und  
 Thüringen 
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Erwähnenswert ist auch, dass die CDU im Frühjahr 
2019 ihrerseits einen Gesetzentwurf einbrachte. Die-
ser sah weichere Soll-Regelungen für die Landtags- 
und Kommunalwahlen vor, ferner ein Monitoring und 
eine Berichtspflicht der Landesregierung sowie prak-
tische Vorschläge zur Verbesserung der Rahmen-
bedingungen, etwa Aufwandsentschädigungen für 
Kinderbetreuung für ehrenamtlich tätige kommunale 
Vertreter*innen. 

Im Juli 2019 folgte das zweite Bundesland, Thüringen. 
Auch hier hatten im Vorfeld zahlreiche Aktionen und 
Veranstaltungen stattgefunden, etwa die Kampagne 
„Ohne Frauen ist kein Staat zu machen“. In den Koali-
tionsvereinbarungen 2014 war daher verabredet wor-
den, ein Paritätsgesetz auf den Weg zu bringen, das 
sowohl auf kommunaler als auch auf Landesebene 
stimmige Regelungen für die paritätische Besetzung 
sicherstellt. Doch auch hier kam es zu Kompromissen: 
Weder wurden die Direktmandate für die Landtags-
wahlen noch die Kommunalwahlen in die gesetzliche 
Regelung einbezogen. 

Das Gesetz stellt jedoch in drei Punkten eine Weiter-
entwicklung des Brandenburger Gesetzes dar: Es ist 
klarer bei Sanktionen, sieht keinerlei Ausnahmerege-
lungen vor und hat für die Rechte von Personen, die 
nach dem neuen Personenstandsrecht weder dem 
männlichen noch dem weiblichen Geschlecht zuge-
ordnet werden und als „divers“ registriert sind, eine 
überzeugendere Lösung gefunden. Ebenso wie in 
Brandenburg ist in Thüringen von Klagen gegen das 
Gesetz auszugehen. 

 Initiativen in weiteren Bundes- 
 ländern 

Die Diskussion über Paritätsgesetze hat in den ver-
gangenen Monaten eine erhebliche Dynamik ent-
faltet. Auch in anderen Bundesländern – Sachsen- 
Anhalt, Sachsen, Nordrhein-Westfalen, Niedersach-
sen, Berlin – werden Gesetzentwürfe vorbereitet 
oder sind bereits in erster Lesung eingebracht. Al-
lerdings sind bis auf Berlin und Niedersachsen die 
jeweiligen politischen Konstellationen wenig erfolg-
versprechend, um die erforderlichen Mehrheiten zu 
sichern. Zumeist geht die Initiative von SPD, Die Linke  
und Bündnis 90/Die Grünen aus, die in Sachsen- 
Anhalt, Sachsen und Nordrhein-Westfalen die Oppo-
sition stellen. In Bayern wurden die entsprechenden 
Gesetzentwürfe von SPD und Bündnis 90/Die Grünen 
bereits abgelehnt. Interessant ist die Entwicklung 
in Sachsen-Anhalt, wo die Linkspartei in ihrem Ent-

wurf erstmals eine Ergänzung der Landesverfassung 
zur Absicherung der einzelgesetzlich verankerten 
Wahlrechtsänderungen vorschlägt. Im Unterschied 
zu Brandenburg und Thüringen ist vor allem bemer-
kenswert, dass der Entwurf neben paritätisch be-
setzten Wahllisten und Wahlkreis-Tandems zugleich 
eine Ergänzung von Art. 34 der Landesverfassung 
vorsieht: „Das Land sorgt für die Möglichkeit einer 
gleichen Repräsentation von Frauen und Männern in 
gewählten Vertretungen, in der Landesregierung und 
im Landesverfassungsgericht.“5 In der Begründung 
heißt es, dass die einfachgesetzliche Einführung von 
wahlrechtlichen Paritätsbestimmungen umstritten 
sei, während eine begleitende Verfassungsänderung 
nach französischem oder tunesischem Vorbild die Zu-
lässigkeit erhöhe.

Mit besonderer Spannung und Aufmerksamkeit 
wird nun verfolgt, wie die Brandenburger und Thü-
ringer Paritätsgesetze verfassungsrechtlich – letzt-
lich voraussichtlich durch das Bundesverfassungs-
gericht  – beurteilt werden und wie eine Klärung der 
verfassungsrechtlichen Fragen erfolgt. Wie werden 
die betroffenen Grundgesetzartikel beziehungswei-
se Verfassungsgüter gegeneinander abgewogen? 
Welche Hinweise wird es zu einem verfassungskon-
formen Gesetz geben? Wird es einer Ergänzung im 
Grundgesetz bedürfen? Gegenwärtig lässt sich dies 
von keiner Seite mit Sicherheit voraussagen.

Die Einführung und Umsetzung von gesetzlichen Pari-
tätsregelungen wird voraussichtlich ein langwieriger 
Prozess sein. So war es auch in Frankreich. Dort gin-
gen der Einführung des „Loi sur la parité“ Jahre inten-
siver und kontroverser Debatten voraus, bis es 2001 
zur Ergänzung der französischen Verfassung und zur 
Verabschiedung des Gesetzes kam. Wie in Frankreich 
geschehen, müssen zudem systematisch und kon-
tinuierlich Erfahrungen mit der Umsetzung gesam-
melt und die gesetzlichen Vorgaben gegebenenfalls 
Schritt für Schritt nachgebessert und erweitert wer-
den. In Frankreich sorgte dafür das L’Observatoire de 
la parité, das 1995 gegründet wurde, um das Monito-
ring zur Entwicklung der politischen Partizipation von 
Frauen und Männern durchzuführen. 2013 wurde es 
durch den Haut Conseil à l’égalité entre les femmes 
et les hommes (Gleichstellungsrat) ersetzt. 

Den aktuellen Stand zu Gesetzen und Gesetz ent-
wür fen finden Sie auf www.frauen-macht-politik.de/ 
paritaet-in-der-politik.

5  Fraktion Die Linke: Entwurf eines Gesetzes zur Gewährleistung einer 
paritätischen Zusammensetzung der Verfassungsorgane des Landes 
Sachsen-Anhalt mit Frauen und Männern (Parité-Gesetz Sachsen- 
Anhalt), Drucksache 7/3968, 20. Februar 2019, Art. 1 Abs. 1b.

Dynamik in den Bundesländern – die ersten Paritätsgesetze



Pro und Kontra – 
Parität und die  
Verfassung
Bereits die ersten Vorstöße für
Paritätsregelungen führten zu einer 
juristischen Kontroverse: Sind  
Paritätsgesetze mit der Verfassung 
vereinbar? Ist gegebenenfalls eine 
Grund gesetzänderung erforderlich? 
Das folgende Kapitel skizziert die 
Kontroverse und erläutert die Pro- 
und Kontra-Argumentation.



30 Pro und Kontra – Parität und die Verfassung

Mit der Verabschiedung des ersten Paritätsgesetzes 
in Brandenburg ist die Debatte aktueller denn je. In 
Brandenburg sind Klagen vor dem Landesverfas-
sungsgericht von der NPD und der Piratenpartei ein-
gereicht worden. In Thüringen, das im Juli 2019 als 
zweites Bundesland ein Paritätsgesetz für die Land-
tagswahlen verabschiedet hat, hat die AfD Klage an-
gekündigt. 

Bisher – mit Stand August 2019 – ist jedoch keine 
Rechtsprechung eines Landes- oder des Bundes-
verfassungsgerichts bezüglich eines demokratisch 

verabschiedeten Paritätsgesetzes erfolgt. Denn die 
Entscheidungen der Verfassungsgerichtshöfe in 
Rheinland-Pfalz und Bayern bezogen sich auf andere 
Konstellationen.

Im Wesentlichen kreist die verfassungsrechtliche 
Auseinandersetzung darum, ob und in welchem Um-
fang gesetzliche Vorgaben zur Parität in die Wahl-
rechtsgrundsätze der allgemeinen, unmittelbaren, 
freien, gleichen und geheimen Wahlen (Art. 38 Abs.  1 
GG) sowie in die Parteienfreiheit (Art. 21 Abs. 1 GG) 
eingreifen und inwiefern mögliche Eingriffe durch das 

Urteile in Rheinland-Pfalz 
und Bayern

In Rheinland-Pfalz hatte das Landesverfas-
sungsgericht 2014 in einer Eilentscheidung 
untersagt, dass auf Wahlzetteln das Gleichbe-
rechtigungsgebot sowie der Anteil der weib-
lichen Abgeordneten und der Kandidatinnen 
anzugeben sind. Das Gericht sah hierin die 
grundgesetzlich geschützte Freiheit der Wahl 
verletzt. Das Urteil des Bayerischen Verfas-
sungsgerichtshofs von März 2018 bezog sich 
wiederum auf die Ablehnung der Popularklage 
des Aktionsbündnisses „Parité in den Parla-
menten“, mit der überprüft werden sollte, ob 
das bestehende Wahlrecht verfassungskon-
form sei. Dies wurde bejaht und in der rein for-
malen Argumentation unter anderem mit der 
Neutralität des Wahlrechts und der Wahlrechts-
grundsätze begründet, die weder Frauen noch 
Männer bevorzugten oder benachteiligten. Ge-
gen das Urteil wurde Verfassungsbeschwerde 
in Karlsruhe eingereicht, über deren Zulässig-
keit noch nicht entschieden wurde.

6  Ablehnende Rechtsgutachten und Stellungnahmen liefern u. a. Ebsen 
(2012) und Morlok/Hobusch (2019); siehe auch Bayerischer Verfas-
sungsgerichtshof vom 26. März 2018. Befürwortende Rechtsgutachten 
und Stellungnahmen sind u. a. zu finden bei Laskowski (2014), Gaßner 
et al. (2012), Fisahn/Maruschke (2018), Ministerium für Arbeit, Soziales, 
Gesundheit, Frauen und Familie des Landes Brandenburg (2017).

Weiterentwicklung des 
Gleichberechtigungsartikels

Über vier Jahrzehnte nach der Durchsetzung 
von Art. 3 Abs. 2 GG boten die politischen Um-
wälzungen im Zuge der Wiedervereinigung 
die Chance, den Gleichberechtigungsgrund-
satz weiterzuentwickeln. Die 1991 eingesetzte 
Gemeinsame Verfassungskommission (GVK) 
erhielt den Auftrag, mögliche Grundgesetz-
änderungen auszuarbeiten, die durch die Ver-
einigung erforderlich geworden waren. Frau-
enpolitische Akteur*innen forderten die GVK 
auf, auch den Gleichberechtigungsartikel zum 
Gegenstand ihrer Beratungen zu machen. Mit 
dem bestehenden Satz sei zwar die formale, 
nicht jedoch die faktische Gleichstellung von 
Frauen und Männern erreicht worden. In zahl-
reichen Verhandlungen wurde vor allem um die 
Frage gerungen, ob eine sogenannte Kompen-
sationsregelung zulässig sei, inwieweit Frauen 
zum Beispiel im Arbeitsleben durch Förder-
maßnahmen eine Bevorzugung zuteilwerden 
dürfe. Schließlich einigte sich die GVK auf die 
Formulierung: „Der Staat fördert die tatsächli-
che Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin.“ Damit wird 
ein klarer Auftrag an den Staat formuliert, die 
Gleichberechtigung der Geschlechter aktiv vo-
ranzubringen. Auf Bundes-, Landes- und kom-
munaler Ebene bildet die 1994 verabschiedete 
Verfassungsergänzung damit die Rechtsgrund-
lage für Gleichstellungsgesetze. Dass es über-
haupt zu einer Ergänzung kommen konnte, ist 
vor allem dem öffentlichen Druck zu verdanken.
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Gleichberechtigungsgebot von Art. 3 Abs. 2 GG und 
seine 1994 erfolgte Ergänzung zu rechtfertigen sind  
(Lukoschat 2019b). Grundsätzlich gilt: Wenn unter-
schiedliche Verfassungsgüter kollidieren, so müssen 
diese gegeneinander abgewogen und in Übereinstim-
mung („praktische Konkordanz“) gebracht werden. 
Zu beachten ist, dass die entsprechenden gesetz-
geberischen Maßnahmen geeignet, erforderlich und 
verhältnismäßig sein müssen. Beide Positionen, pro 
wie kontra, stützen sich auf die für die Fragestellung 
im weiteren Sinne relevanten Urteile des Bundesver-
fassungsgerichts der letzten Jahre, kommen jedoch 
zu unterschiedlichen Einschätzungen. Im Folgenden 
werden die jeweiligen Positionen anhand der Argu-
mente überblicksartig nachgezeichnet.6

 Die Kontra-Position 

Wahlrechtsgrundsätze
Die Argumentation gegen ein Paritätsgesetz geht 
davon aus, dass bei solchen Vorgaben in die in  
Art. 38 GG niedergelegten Wahlrechtsgrundsätze, die 
die Gleichheit und Freiheit der Wahl garantieren, ein-
gegriffen wird. Laut Bundesverfassungsgericht müs-
sen besondere, sachlich legitimierte und zwingende 
Gründe vorliegen, um Eingriffe in die Wahlrechts-
grundsätze zu rechtfertigen. Solche Gründe wurden 
vom Bundesverfassungsgericht unter anderem bei 
der Beibehaltung der Fünf-Prozent-Hürde für die Bun-
destagswahlen geltend gemacht. Nach übereinstim-
mender Auffassung gelten die Wahlrechtsgrundsätze 
nicht nur für die Wahlen an sich, sondern auch für die 
Phase der Wahlvorbereitung und damit für die Auf-
stellung der Kandidat*innen durch die Parteien (oder 

auch der freien Wählergruppen für Landtags- oder 
Kommunalwahlen). 

Paritätsgesetze beeinträchtigten die Freiheit der 
Wahl, da die vorschlagsberechtigten Personen für 
bestimmte Listenplätze nicht mehr alle potenziellen 
Kandidat*innen vorschlagen könnten. Auch die pas-
sive Wahlgleichheit sei eingeschränkt, da aufgrund 
der geforderten geschlechtsspezifischen Besetzung 
der Listen Kandidat*innen aufgrund ihrer Zugehörig-
keit zu einem Geschlecht nicht mehr wählbar seien. 
Zudem würde das Diskriminierungsverbot aus Art. 3 
Abs. 3 Satz 1 GG eine Benachteiligung aufgrund des 
Geschlechts verbieten.

Parteienfreiheit
Da es zum Kernbereich der Betätigungsfreiheit von 
Parteien gehört, autonom zu entscheiden, über wel-
che Personen sie an der politischen Willensbildung 
mitwirken, würden gesetzliche Paritätsvorgaben ei-
nen erheblichen Eingriff in die Parteienfreiheit (Art. 21 
Abs. 1 GG) darstellen. Zudem sei die Chancengleich-
heit der Parteien beeinträchtigt, da kleinere Parteien 
größere Schwierigkeiten haben könnten, ihre Listen 
geschlechterparitätisch zu besetzen. Schließlich kön-
ne es auch zum politischen Programm einer Partei ge-
hören, Quoten abzulehnen und/oder ausschließlich 
die Interessen eines Geschlechts wahrzunehmen. 

Reichweite des Gleichberechtigungsgebots
Paritätsgesetze werden von Verfassungsrechtler*in-
nen als so massive Eingriffe in die Wahlrechtsgrund-
sätze und die Parteienfreiheit interpretiert, dass das 
Gleichberechtigungsgebot aus Art. 3. Abs. 2 Satz 1 GG 
als nicht ausreichend angesehen wird, um diese Ein-
griffe unter dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

 Rechtliche Debatte um gesetzliche 
 Paritätsregelungen 

Gleichstellungsauftrag
(Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG)

Parteien- und Wahlfreiheit
(Art. 21, 38 GG)
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zu rechtfertigen. Argumentiert wird, dass es dem Ge-
setzgeber bei der Verabschiedung der Verfassungs-
ergänzung des Art. 3 Abs. 2 („Der Staat fördert die 
tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung 
von Frauen und Männern und wirkt auf die Beseiti-
gung bestehender Nachteile hin.“) nicht um Ergeb-
nisgleichheit gegangen sei, worauf Paritätsgesetze 
abzielen würden, sondern um die Erreichung tatsäch-
licher Chancengleichheit. Zugestanden wird gleich-
wohl, dass die Grundgesetzergänzung von 1994 auf 
die Veränderung gesellschaftlicher Wirklichkeit ab-
gezielt habe und daher auch Fördermaßnahmen zu-
gunsten von Frauen erlaubt seien. Entscheidend für 
diese Argumentationslinie ist, dass eine Benachteili-
gung von Frauen bei der Aufstellung von Kandidat*in-
nen durch die Parteien nicht gesehen wird. Da der 
Anteil der Kandidatinnen in der Regel über dem An-
teil der weiblichen Parteimitglieder liege, sei die erfor-
derliche „tatsächliche Chancengleichheit“ gegeben. 
Die zahlenmäßige Unterrepräsentanz von Frauen in 
den Parlamenten und kommunalen Vertretungen sei 
kein Beleg für strukturelle Benachteiligung, sondern 
sei lediglich als „statistisches Indiz“ zu bewerten (vgl. 
Morlok/Hobusch 2019, 5).

Ferner wird argumentiert, dass Paritätsgesetze auch 
deshalb nicht angemessen seien, weil „mildere“ Re-
gelungen zur Verfügung stünden, wie etwa offene Lis-
ten, die den Wähler*innen stärkere Wahlfreiheit lassen 
würden, oder auch Eingriffe in die Parteienfinanzie-
rung mit entsprechenden Anreizen oder Sanktionen. 
Paritätische Regelungen seien zwar zweifellos ge-
eignete Instrumente, um die Chancengleichheit von 
Frauen und Männern herzustellen, aber weder erfor-
derlich noch verhältnismäßig.

Andere Verfassungsrechtler*innen argumentieren 
weniger formal und stärker pro Parität, sind allerdings 
gleichfalls skeptisch, was die Verfassungskonformität 
betrifft. Für entsprechende Wahlrechtsänderungen 
seien zumindest Ausnahme- und Übergangsregelun-
gen festzulegen. Eine weitere Position geht davon 
aus, dass Paritätsgesetzen eine Verfassungsände-
rung voranzugehen habe (Wieland 2012).

Von der Paritätsdebatte 
angesprochene Artikel im
Grundgesetz

Art. 3 Abs. 2 GG: 
Gleichberechtigungsgebot
Männer und Frauen sind gleichberechtigt. Der 
Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Män-
nern und wirkt auf die Beseitigung bestehender 
Nachteile hin.

Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG: 
Diskriminierungsverbot
Niemand darf wegen seines Geschlechtes, sei-
ner Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, 
seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens, 
seiner religiösen oder politischen Anschauun-
gen benachteiligt oder bevorzugt werden. 

Art. 20 Abs. 2 GG: Volkssouveränität
Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird 
vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und 
durch besondere Organe der Gesetzgebung, 
der vollziehenden Gewalt und der Rechtspre-
chung ausgeübt. 

Art. 21 Abs. 1 GG: Parteienfreiheit
Die Parteien wirken bei der politischen Wil-
lensbildung des Volkes mit. Ihre Gründung ist 
frei. Ihre innere Ordnung muß demokratischen 
Grundsätzen entsprechen. Sie müssen über 
die Herkunft und Verwendung ihrer Mittel so-
wie über ihr Vermögen öffentlich Rechenschaft 
geben. 

Art. 38 Abs. 1 GG: 
Wahlrechtsgrundsätze 
Die Abgeordneten des Deutschen Bundes-
tages werden in allgemeiner, unmittelbarer, 
freier, gleicher und geheimer Wahl gewählt. Sie 
sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge 
und Weisungen nicht gebunden und nur ihrem 
Gewissen unterworfen. 
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7  Vgl. Rosemarie Will anlässlich der Anhörung zum Brandenburger 
Parité-Gesetz, 25. Mai 2018.

 Die Pro-Position 

Die Pro-Position stellt die Bedeutung des Gleich-
berechtigungsgebots aus Art. 3 Abs. 2 GG ins Zen-
trum ihrer Argumentation. Insbesondere aus Satz 2 
(„Der Staat fördert die tatsächliche Durchsetzung 
der Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
und wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile 
hin.“) ergebe sich der staatliche Auftrag, tatsächliche 
Chancengleichheit herzustellen. Die seit Jahrzehnten 
andauernde Unterrepräsentanz von Frauen in den 
Parlamenten sei sehr wohl als starker Indikator für 
strukturelle Benachteiligungen anzusehen. Die Chan-
ce von Frauen, im gleichen Maße wie Männer auf (aus-
sichtsreichen) Listenplätzen und Wahlkreismandaten 
aufgestellt zu werden, sei de facto nicht gegeben. 

Der Gleichstellungsauftrag ist in dieser Sicht auch für 
den staatlichen Bereich und somit auch für die Wahl-
grundsätze in Art. 38 relevant. Die Wahlrechtsgleich-
heit gehe rein formal von „abstrakt Gleichen“ aus und 
übersehe die weiterhin bestehenden Ungleichheiten 
(in Chancen, Ressourcen, Zugängen) zwischen den 
Geschlechtern. Scheinbar neutrale Bestimmungen 
und Prozesse führten so zu einer mittelbaren Diskri-
minierung von Frauen (Röhner 2019, 294). Diese gelte 
es mithilfe von Paritätsgesetzen zu überwinden.

Gestützt wird diese Position von den empirischen 
Befunden der politikwissenschaftlichen Forschung, 
die von den Paritätsgegner*innen in der Regel aus-
geblendet werden.

Wahlrechtsgrundsätze
Paritätsgesetze werden in der Pro-Position als Stär-
kung des Wahlrechtsgrundsatzes der Allgemeinheit 
der Wahl angesehen. Dieser untersagt den Aus-
schluss einzelner Gruppen von Wähler*innen von po-
litischer Einflussnahme. Die passive Wahlgleichheit 
von Frauen, die die tatsächliche Chancengleichheit 
von Kandidatinnen voraussetzt, werde in der Praxis 
jedoch unterlaufen (Laskowski 2018). Daher seien Ein-
griffe in die Wahlrechtsgrundsätze der Freiheit und 
der Gleichheit der Wahl zu rechtfertigen.

Strukturelle Benachteili-
gungen 

Vielfach wird vor allem in den Organisations-
strukturen und Nominierungsprozessen der 
Parteien für die Aufstellung von Wahllisten und 
Wahlkreismandaten die Ursache für die Unter-
repräsentanz von Frauen gesehen (Holtkamp/ 
Schnittke 2010). Männlich dominierte Partei-
kulturen, stereotype Rollenbilder und die ge-
sellschaftliche Aufgaben- und Rollenverteilung 
zwischen den Geschlechtern beeinträchtigten 
die Chancengleichheit von Frauen und Män-
nern im innerparteilichen Wettbewerb und 
bremsten Frauen tendenziell aus (Kletzing/ 
Lukoschat 2010). Vor allem für die Kandidatur 
auf ein (aussichtsreiches) Direktmandat seien 
materielle und immaterielle Ressourcen wie 
Zeit, Geld und soziales Netzwerkkapital not-
wendig, über die Frauen in der Regel in gerin-
gerem Maße verfügten (Achin et. al 2018).

Gleichberechtigte Teilhabe der Bürger*innen
Ein weiterer Begründungsstrang bezieht sich auf 
ein zeitgemäßes Demokratieverständnis. Die im De-
mokratiegebot gemäß Art. 20 GG verankerte Volks-
souveränität setze die gleichberechtigte Teilhabe 
und den effektiven Einfluss der Bürger*innen auf die 
Staatsgewalt voraus. Dies werde vor allem in der jün-
geren Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts deutlich sowie im Demokratieverständnis der 
Europäischen Union (Lissabon-Vertrag). Dort heißt 
es, dass jeder Bürgerin und jedem Bürger „das Recht 
auf gleiche Teilhabe an der demokratischen Selbstbe-
stimmung“ zusteht. In letzter Konsequenz widersprä-
chen nichtparitätisch besetzte Parlamente diesem 
Demokratieverständnis und führten zu einem Mangel 
an demokratischer Legitimation.

Allerdings ist auch bei den Befürworter*innen von Pa-
ritätsgesetzen nicht unumstritten, ob sich angesichts 
der gegenwärtigen Verfassungsinterpretation eine 
zwingend gebotene paritätische Wahlrechtsände-
rung ableiten lässt.7
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Parteienfreiheit und Chancengleichheit für  
Parteien
Auch Eingriffe in die Parteienfreiheit lassen sich in 
dieser Perspektive rechtfertigen. Parteien spielen 
eine grundgesetzlich geschützte Rolle für die poli-
tische Willensbildung in der Bevölkerung. Mit ihrer 
herausgehobenen Stellung und den damit verbun-
denen Rechten und Privilegien bis hin zur staatlichen 
Parteienfinanzierung sei zugleich eine besondere 
Verantwortung verbunden. Parteien seien nicht nur 
demokratischen Grundsätzen für die innerparteiliche 
Organisation verpflichtet, sondern unterlägen eben-
so dem Demokratiekonzept des Grundgesetzes und 
letztlich auch dem Gleichberechtigungsgebot. Die 
programmatische Freiheit der Parteien werde nicht 
beeinträchtigt, denn Paritätsgesetze zielten nicht auf 
das inhaltliche Profil von Parteien ab, sondern auf die 
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen an der politi-
schen Machtausübung. Über Paritätsgesetze liege 
auch keine von der Kontra-Position ins Feld geführte 
Benachteiligung kleinerer Parteien vor. Bei Bundes-
tags- und Landtagswahlen handele es sich um eine 
zahlenmäßig überschaubare Anzahl von Kandidat*in-
nen. Jeder Partei, die sich ernsthaft um Mandate be-
mühe, sollte es gelingen, entsprechend Frauen für 
ihre Wahlvorschläge zu gewinnen. 

Allgemeinheit der Wahl – 
die Rechte des dritten 
Geschlechts

Ein neuer Aspekt in der Debatte ist, inwiefern 
geschlechterparitätische Vorgaben die Rechte 
von Personen, die die dritte Geschlechtsoption 
wahrnehmen, beeinträchtigen. In Deutschland 
wurden mit dem Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 10. Oktober 2018 die Rechte von 
Menschen, die sich weder dem einen noch dem 
anderen Geschlecht zuordnen wollen oder kön-
nen, deutlich verbessert. Sie können sich im 
Personenstandsregister unter der Bezeichnung 
„divers“ eintragen lassen. Sie haben die glei-
chen Grundrechte und sind vor Diskriminierung 
zu schützen. Ein neuer Einwand gegen Paritäts-
gesetze lautet daher, dass diverse Personen bei 
Paritätsregelungen dauerhaft vom passiven 
Wahlrecht ausgeschlossen würden.

Das in Brandenburg verabschiedete Gesetz 
nimmt auf diesen Einwand Bezug und sieht vor, 
dass diverse Personen entscheiden können, ob 
sie auf der Frauen- oder der Männerliste kandi-
dieren wollen. Diese Zuordnung gilt ausschließ-
lich für den Wahlakt auf der Wahlversammlung. 
Anschließend werden Frauen- und Männerliste 
zusammengeführt. In Thüringen können diver-
se Personen auf jedem Platz kandidieren. Die – 
wenn auch nur zeitweilige – Zuordnung zu einer 
Frauen- oder Männerliste wird damit vermie-
den. Die alternierende Besetzung mit Frauen 
und Männern wird dahingehend gesichert, dass 
nach einer diversen Person der nächste Listen-
platz an eine Frau zu vergeben ist, wenn davor 
ein Mann nominiert wurde, und umgekehrt. 

Auch für die Berücksichtigung diverser Perso-
nen bei der Aufstellung von Wahlkreis-Duos 
oder -Tandems liegen mittlerweile Lösungsvor-
schläge vor, so wie im entsprechenden Gesetz-
entwurf von Bündnis 90/Die Grünen in Bayern. 
In jedem Stimmkreis würden zwei Personen 
kandidieren und gewählt werden, von denen 
eine weiblich oder divers und eine männlich 
oder divers ist. Diverse Personen können sich 
bei ihrer Kandidatur selbst und frei entschei-
den, welcher Gruppe sie sich zuordnen wollen 
(Bayerischer Landtag 2018).8

8  BVerfG, Beschluss des Ersten Senats vom 10. Oktober 2017, 1 BvR 2019/ 
16, Rn. (1–69).



Parität und 
Demokratie

Die Debatte um Paritätsgesetze  
berührt unser Verständnis von  
Repräsentativität in der Demokratie 
fundamental. Paritätsgesetze  
würden gegen grundlegende  
Regeln der Demokratie verstoßen, 
argumentieren manche. Andere  
meinen, dass diese Regeln 
unter Ausschluss von Frauen ent-
standen seien, was mit einem  
modernen Demokratie verständnis 
nicht mehr vereinbar sei.
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Ein häufig zu hörender Einwand lautet, dass Vorgaben 
zur Erzielung von Geschlechterparität nicht mit den 
Prinzipien der parlamentarischen Demokratie und 
den mit ihr verbundenen Repräsentationsprinzipien 
zu vereinbaren seien. Dass alle Staatsgewalt vom Vol-
ke ausgeht, wie es in Art. 20 GG heißt, bedeute nicht, 
dass die Bevölkerung ihrem jeweiligen Anteil entspre-
chend in den Parlamenten vertreten sein müsse (vgl. 
Morlok/Hobusch 2019). Die einzelnen Abgeordneten 
vertreten vielmehr das „ganze Volk“ und sind laut 
Grundgesetz nur ihrem Gewissen verpflichtet. Dass 
das Volk hälftig aus Frauen und Männern besteht, aus 
Bürgerinnen und Bürgern, ist in diesem auf Ganzheit 
abzielenden Repräsentationsverständnis nicht rele-
vant. Ebenso wenig spielen die in der Gesellschaft 
vorzufindenden sozialen, kulturellen und ökonomi-
schen Ungleichheiten und die soziale Verortung der 
Abgeordneten eine Rolle. 

Dieses Verständnis blendet jedoch die historisch- 
soziologischen Ursachen für die Unterrepräsentation 
von Frauen aus. Denn das liberale Konzept der neu-
zeitlichen Demokratie entstand explizit unter dem 
Ausschluss von Frauen. Mehr noch: Die Trennung von 
privater und öffentlicher Sphäre und ihre Zuordnung 
zum männlichen beziehungsweise weiblichen Ge-
schlecht bildeten das konstitutive Element der neuen 
bürgerlichen Staats- wie Geschlechterordnung. Die-
se historischen Weichenstellungen wirken bis heute 
nach und prägen die Institutionen, die Verfahren und 
die Spielregeln der parlamentarischen Demokratie 
(vgl. z. B. Pateman 1988; Philipps 1995; Kreisky/Sauer 
1995; Schaeffer-Hegel 1990; Sauer/Wöhl 2011; Röhner 
2019). 

Die liberale Demokratie wurde vom Bürgertum in ers-
ter Linie gegen die adligen Privilegien und gegen den 
feudalen Ständestaat durchgesetzt. Damit waren bei 
Weitem noch nicht die gleichen politischen Rechte 
für alle gesichert, das allgemeine Wahlrecht galt nur 
für Männer einer ökonomisch privilegierten Klasse. 
Die Männer der Arbeiterklasse erkämpften sich im 
19.  Jahrhundert, die Frauen erst im 20. Jahrhundert 
das aktive und passive Wahlrecht. 

Zuletzt hat Röhner darauf hingewiesen, dass die Ein-
wände gegen Paritätsgesetze ihre eigene histori-
sche Perspektive nicht ausreichend reflektierten. Vor 
dem Hintergrund des historischen Ausschlusses von 
Frauen sei die gleichberechtigte Präsenz von Frauen 
selbst ein demokratisches Prinzip (Röhner 2019, 293). 

Politics of presence

Cara Röhner bezieht sich unter anderem 
auf Anne Phillips und die von ihr entwickel-
te „politics of presence“ (Phillips 2004). Die 
US-amerikanische Politikwissenschaftlerin ar-
gumentiert, dass bislang unterrepräsentierte 
Bevölkerungsgruppen, vor allem Frauen und 
die afroamerikanische Bevölkerung, auch der 
physischen Präsenz in den politischen Ent-
scheidungsgremien bedürften. Sicher könn-
ten sich Männer für die Rechte von Frauen 
einsetzen und weiße Personen für die Rechte 
der schwarzen Bevölkerung. Diese politischen 
Haltungen seien nicht an das Geschlecht oder 
die Hautfarbe gebunden. Der persönliche Er-
fahrungshintergrund von Diskriminierung und 
Abwertung bleibe den Angehörigen der do-
minanten Gruppe jedoch verschlossen. Nach 
Phillips Überzeugung ist es daher zum einen 
von hoher symbolischer Bedeutung, dass die 
bisher Ausgeschlossenen oder stark Unterre-
präsentierten sichtbar werden und ihre Stim-
men hörbar sind; zum anderen schützt sie dies 
vor der „Infantilisierung“ durch diejenigen, die 
„für sie“ sprechen.

 Das „freie Mandat“ in der Praxis 

Doch abgesehen von den historisch-soziologischen 
und rechtstheoretischen Überlegungen erweist sich 
bereits in der politischen Praxis die Idee des „freien 
Mandats“ oft genug als unzureichend. Die Parteizu-
gehörigkeit, der Fraktionszwang wie auch der eigene 
Erfahrungshorizont spielen sehr wohl eine große Rolle 
für das Verhalten der Abgeordneten. Dass im Bundes-
tag der Fraktionszwang aufgehoben wird, ist die Aus-
nahme, nicht die Regel. Auch genießt die regionale 
Repräsentativität, die über die Wahlkreise und Direkt-
mandate im föderalen System Deutschlands veran-
kert ist, eine unhinterfragt starke Stellung. 

Das Wahlrecht bringe bereits jetzt kein konsistentes 
Konzept von Repräsentation zum Ausdruck, so der 
Rechtswissenschaftler Christoph Möllers in seiner 
Einschätzung zum Brandenburger Gesetz: Die Abge-
ordneten werden zwar als Vertreter*innen  des ganzen 
Volkes gesehen, würden aber nach Ähnlichkeitskrite-
rien ausgewählt. Da die Abgeordneten die Interes-
sen, Werte oder Befindlichkeiten ihrer Wähler*innen 
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repräsentierten, lasse sich Repräsentation nicht mehr 
in der Form der Ganzheit darstellen (Möllers 2019).

Häufig wird in der Debatte eine Art Schreckenssze-
nario von komplett durchquotierten Parlamenten ent-
worfen, in denen dann auch anteilig beispielsweise 
Beruf, Alter, Herkunft und Religion eine Rolle spielen 
müssten. Andere Stimmen warnen vor einem Stände-
staat (so etwa Kaube 2019; Amann/Hoffmann 2018). 
Doch auch diese Argumentation ist nicht stichhaltig: 
Frauen sind weder eine Minderheit noch repräsentie-
ren sie einen Stand, sondern sie sind in allen Schich-
ten und Gruppen der Bevölkerung vertreten. Nach 
wie vor ist Geschlecht als soziale Kategorie wirksam 
und beeinflusst die Zugänge zu Macht, zu Ressour-
cen und zu Lebenschancen erheblich (Röhner 2019, 
162 ff.). Aus eben diesem Grund gibt es in Art. 3 GG 
das Gleichberechtigungsgebot, das sich ausdrück-
lich auf Männer und Frauen bezieht, und nicht nur das 
Diskriminierungsverbot (Art. 3 Abs. 3 GG). 

Die Frage, wie Repräsentativität in der Demokratie 
verstanden wird, wie sie auszugestalten ist und wo 
auch ihre Defizite liegen, muss also immer wieder neu 
politisch definiert werden. Mit gutem Grund wird seit 
Beginn der neuzeitlichen Demokratie, also seit rund 
250 Jahren, darüber gestritten.

 Repräsentation und die Interes- 
 sen von Frauen 

Von den Befürworter*innen der Parität ist sehr häu-
fig zu hören, dass die Interessen, Bedürfnisse, Sicht-
weisen und Erfahrungen von Frauen zu wenig in die 
Politik und Gesetzgebung einfließen. Auf praktischer 
politischer Ebene führe die Unterrepräsentanz von 
Frauen dazu, dass wichtige gleichstellungspolitische 
Weichenstellungen zu spät oder zu zögerlich erfolg-
ten. Als prominentes Beispiel wird das Thema Entgelt-
gleichheit von Frauen und Männern bei gleicher oder 
gleichwertiger Arbeit genannt (Laskowski 2014 und 
2019). Damit werden also auch Defizite in der subs-
tanziellen Repräsentation von Frauen ausgemacht.

In der Tat werden viele Fortschritte erst dann erreicht, 
wenn Frauen eine kritische Masse im Sinne politischer 
Durchsetzungsfähigkeit in den Parlamenten bilden 
und partei- und fraktionsübergreifend zusammen-
arbeiten. So geschehen im Bundestag bei der Einfüh-
rung der Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe, 
der Einführung geschlechtsspezifischer Asylgründe, 
jüngst bei der Einführung der Geschlechterquoten 

Dimensionen der 
Repräsentation

Im Allgemeinen wird zwischen vier Repräsen-
tationsdimensionen unterschieden:

Formal: Hier steht die Frage nach der Autori-
sierung der Repräsentant*innen und ihrer Re-
chenschaftspflicht im Vordergrund.

Deskriptiv: Repräsentant*innen stehen auf-
grund bestimmter Merkmale (wie Geschlecht, 
Klasse oder Ethnizität) für eine bestimmte 
Gruppe.

Substanziell: Das inhaltliche Handeln der 
Repräsentant*innen und die Durchsetzung der 
Interessen und Präferenzen ihrer Gruppe ste-
hen im Mittelpunkt.

Symbolisch: Die Repräsentant*innen ma-
chen die ideellen Sinngehalte präsent, über die 
sich die Repräsentierten definieren. 

(Pitkin 1967, zit. nach Abels et al. 2018)

in Aufsichtsräten oder beim Sexualstrafrecht („Nein 
heißt Nein“) (Lukoschat 2019a).

Schließlich zeigen auch die Erfahrungen in den skan-
dinavischen Ländern mit ihrem hohen Anteil an Frau-
en in den Parlamenten, dass dort die Gleichberech-
tigung auf vielen Ebenen der Gesellschaft sehr viel 
selbstverständlicher verankert ist und sich dies auch 
in den politisch-institutionellen Rahmenbedingungen 
niederschlägt. Empirisch nachweisbar ist, dass es 
mehr Redebeiträge von Frauen in den Parlamenten 
gibt und häufiger gleichstellungspolitische Themen 
behandelt werden (Abels et al. 2018).

Dennoch ist bei dem Argument, dass sich durch mehr 
Frauen gleichsam automatisch politische Entschei-
dungen zugunsten der Interessen von Frauen einstel-
len würden, Vorsicht geboten: Zum einen lässt sich 
dieser Zusammenhang empirisch nicht durchgängig 
und eindeutig nachweisen. Frauen- und Gleichstel-
lungspolitik oder dezidiert feministische Politik bleibt 
ein politisches Projekt, über das debattiert und ge-
stritten werden muss. Die Vielzahl an Strömungen 
im gegenwärtigen Feminismus und die sich daraus 
ergebenden unterschiedlichen Forderungen für die 
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politische Praxis belegen dies deutlich. Zum anderen 
sollte die berechtigte Forderung nach Parität nicht 
vorwiegend auf Argumenten beruhen, die die Unter-
schiede zwischen Frauen und Männern eher noch 
festschreiben. Politische Haltungen sind nicht per se 
an das Geschlecht gebunden. Frauen sind wie Män-
ner in allen politischen Strömungen von rechts bis 
links, von liberal bis grün, von libertär bis konservativ 
vertreten. Auch in den (neuen) rechtspopulistischen 
Bewegungen sind Frauen zum Teil in führender Posi-
tion präsent, obwohl diese, wie prominent die AfD in 
Deutschland, von Programmatik über die Mitglieder-
struktur bis zur Wählerschaft deutlich männlich do-
miniert bleiben.

Wäre es dann nicht die bessere Lösung, bei freiwilli-
gen Regelungen in den Parteien zu bleiben, die sich 
damit im politischen Konkurrenzkampf weiterhin pro-
filieren könnten? Wem besonders an der Repräsen-
tanz von Frauen und ihrer Gleichberechtigung gele-
gen sei, stehe es frei, die entsprechenden Parteien 
zu wählen. Wie aber steht es um Wähler*innen, die 
beispielsweise das wirtschaftsliberale Profil der FDP 
schätzen, aber gleichzeitig bedauerlich finden, dass 
nur ein Fünftel der Abgeordneten weiblich ist? Sol-
len sie dann lieber Die Linke wählen? Und die CDU- 
Anhänger*innen Bündnis 90/Die Grünen? Schon die-
se Beispiele zeigen, dass die Paritätsfrage quer zu den 
programmatischen Fragen liegt, weil es eben, wie 
oben erläutert, unabhängig von den Inhalten um die 
gleichberechtigte Repräsentanz als demokratisches 
Prinzip geht (Lukoschat 2019a).

 Parität und Intersektionalität 

Frauen sind selbstverständlich keine politisch oder 
sozioökonomisch homogene Gruppe – wie Männer 
auch. Die Chancen und Zugänge zu politischer Par-
tizipation und Macht werden gleichfalls davon be-
stimmt, welchen sozialen und ökonomischen Status, 
welche Hautfarbe, sexuelle Identität oder Religions-
zugehörigkeit die jeweilige Person hat. Daher wird in 
feministischer Theorie und Praxis seit Langem über 
das Konzept der Intersektionalität debattiert (vgl. 
Crenshaw 1989). 

Intersektionalität

Intersektionalität beschreibt die Verschrän-
kung verschiedener Diskriminierungsformen. 
Das Konzept wurde von der US-amerikanischen 
Rechtsanwältin Kimberlé Crenshaw entwickelt, 
die in ihrer praktischen Arbeit die Erfahrung ge-
macht hatte, dass Maßnahmen gegen die Dis-
kriminierung von Frauen häufig bei den Frauen 
unwirksam sind, die von mehrfacher Diskrimi-
nierung betroffen sind.

Paritätsgesetze werden nicht automatisch dazu füh-
ren, dass etwa mehr Frauen mit Behinderung oder mit 
Migrationshintergrund in den Parlamenten vertreten 
sein werden. Weiterhin werden voraussichtlich vor al-
lem ältere, akademisch gebildete, weiße Frauen der 
Mittelschicht in der Mehrzahl sein. 

Dennoch bleiben Paritätsgesetze ein notwendiger 
Schritt. Die Debatte über Parität wirkt wie ein Augen-
öffner: Sie macht deutlich, dass es in jeweils unter-
schiedlichem Maße erhebliche Defizite in der poli-
tischen Repräsentation gibt. Zudem müssen nicht 
immer Quoten das Mittel der Wahl sein. Es gibt un-
terschiedliche Ausgangslagen, die unterschiedliche 
Konzepte und Instrumente erfordern. Die Diskussion 
über geeignete Instrumente ist Teil einer legitimen 
und notwendigen politischen und gesellschaftlichen 
Debatte. So oder so stehen den Parteien bereits jetzt 
alle Möglichkeiten offen, für entschieden mehr Viel-
falt in ihren Reihen zu sorgen und überkommene, sich 
immer wieder reproduzierende Machtstrukturen zu 
überwinden. Wenig sinnvoll aber ist es, die verschie-
denen unterrepräsentierten Gruppen gegeneinander 
auszuspielen.

Das im Prinzip letzte Argument für Parität: Es sollten 
nicht nur einige wenige, sondern möglichst viele, 
möglichst unterschiedliche Frauen in den Parlamen-
ten vertreten sein. Umso lebendiger und attraktiver 
wird die Demokratie – für alle.



Ausblick
Mit den Gesetzen in Brandenburg
und Thüringen wurde der Weg für 
politische Parität geebnet. Doch 
es fehlen weiterhin Lösungen für 
Direktmandate und die kommunale 
Ebene. Sicher ist: Das Thema muss 
weiter gemeinsam vorangetrieben 
werden.  
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Paritätsgesetze, im Bund wie in den Ländern, benö-
tigen breite gesellschaftliche Akzeptanz und politi-
sche Unterstützung. Ähnlich wie bei der Einführung 
der Geschlechterquote für die Führungspositionen 
in der Wirtschaft sind weiterhin intensive Öffent-
lichkeitsarbeit und kontinuierliches Lobbying dafür 
notwendig. Brandenburg und Thüringen haben den 
Anfang gemacht, aber das Thema ist kein Selbstläu-
fer – dafür sind die Bedenken und Widerstände zu 
groß. Unerlässlich bleiben partei- beziehungsweise 
fraktionsübergreifende Initiativen von Frauen inner-
halb und außerhalb der Parlamente. Ohne diesen  
gemeinsamen Druck werden Fortschritte nur schwer 
zu erzielen sein. Schließlich muss auch die fach-
wissenschaftliche Diskussion weiter vorangetrieben 
werden, um konkret am Fall des Wahlrechts, aber 
auch für künftige gleichstellungspolitische Vorhaben 
deutlich zu machen, welche Reichweite mit dem in 
Art. 3 Abs.   2 Satz 2 verankerten staatlichen Auftrag 
zur tatsächlichen Durchsetzung von Gleichberechti-
gung verbunden ist. Dies alles gilt umso mehr für den 
Fall, dass tatsächlich eine Grundgesetzänderung er-
forderlich sein sollte.

 Mut zu weiteren Schritten – 
 die Wahlkreise 

Die verabschiedeten Paritätsgesetze stellen wichtige 
erste Schritte dar, doch sie bleiben auf halber Strecke 
stehen. Denn der größte Handlungsbedarf liegt bei 
den Direktmandaten, bei denen die Unterrepräsen-
tanz von Frauen deutlich größer ist als auf den Wahl-
listen. Es liegen bereits zahlreiche Vorschläge und Va-
rianten für eine Reform auf dem Tisch – auch hier gilt 
es, die Diskussion bezüglich Um- und Durchsetzbar-
keit fortzuführen. Für alle Parteien würden Tandems 
oder Duos aus Männern und Frauen (beziehungswei-
se diversen Personen) Neuland bedeuten. Sie wür-
den zudem die bestehenden Machtverhältnisse  –  
rund 80  Prozent der Abgeordneten mit Direktman-
dat im Bund sind Männer – infrage stellen. Weiterhin 
müsste die Anzahl der Wahlkreise zumindest halbiert 
werden. Wie heikel und umstritten die Wahlkreisfrage 
ist, zeigt allerdings aktuell die Reform zur Verkleine-
rung des Bundestags, die äußerst zäh verläuft. Die 
Interessen klaffen zu stark auseinander: Während die 
kleineren Parteien eine Reduzierung der Wahlkreise 
und der Überhangmandate verlangen, setzt sich die 
CDU/CSU weiterhin dafür ein, den Status quo beizu-
behalten. 

 Kommunalpolitik bleibt die Basis 

Die Unterrepräsentanz von Frauen ist in kleineren 
Städten und Gemeinden und in den ländlichen Re-
gionen besonders stark. Gerade wenn es darum geht, 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu stärken und 
benachteiligte Regionen wieder attraktiv zu machen, 
sind die Aufwertung von Kommunalpolitik und die 
Einbeziehung breiter Bevölkerungsgruppen unerläss-
lich. Hier weiterhin auf die Potenziale von Frauen als 
der Hälfte der Bevölkerung zu verzichten, wäre sträf-
lich. Die großen Herausforderungen der Zeit – Klima-
wandel, Migration und Integration, demografischer 
Wandel – werden vor Ort, in den Kommunen, ganz 
konkret durchbuchstabiert und angegangen. Die 
jüngsten Erfahrungen mit den Anfeindungen, Über-
griffen bis hin zu tätlichen Angriffen auf Kommunal-
politiker*innen machen zudem deutlich, wie wichtig 
die Anerkennung und Unterstützung der in der Kom-
munalpolitik engagierten Personen ist. 

Die Einführung von Paritätsregelungen für die kom-
munale Ebene, die im Durchschnitt eine noch stärkere 
Unterrepräsentanz von Frauen aufweist, sollte in je-
dem Fall um flankierende Maßnahmen ergänzt wer-
den. Diese sollten Angebote zur Gewinnung von Frau-
en vorsehen, wie zum Beispiel Mentoringprogramme 
oder Austausch- und Vernetzungsmöglichkeiten, 
insbesondere auch für jüngere Frauen, für Frauen 
mit Migrationserfahrung oder für Frauen aus bisher 
unterrepräsentierten sozialen Schichten. Darüber hi-
naus sind dringend strukturelle Reformen notwendig, 
damit kommunalpolitisches Engagement nicht nur 
für Frauen, sondern insgesamt attraktiver und zeitlich 
machbar wird. Denkbar sind hier: der verstärkte Ein-
satz von Onlinekommunikation, die Flexibilisierung 
und familienfreundliche Gestaltung von Sitzungszei-
ten, die Übernahme von familiären Betreuungskosten 
sowie höhere Anerkennung des ehrenamtlichen kom-
munalpolitischen Engagements sowohl in ideeller als 
auch in finanzieller Hinsicht. 

Darüber hinaus ist die Diskussion zu führen, wie prin-
zipiell gutzuheißende Möglichkeiten, wie das Pana-
schieren und Kumulieren von Kandidat*innen, die in 
zahlreichen Bundesländern vorhanden sind und die 
Einflussmöglichkeiten der Wähler*innen vergrößern, 
mit Paritätsgesetzen in Übereinstimmung gebracht 
werden können.
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 Parteien in die Pflicht nehmen 

Die wichtigsten Akteure sind selbstverständlich die 
Parteien und Wählergruppen selbst. Vor allem wenn 
sie gesetzliche Vorgaben ablehnen, sind sie umso 
mehr gefordert, sich – sofern noch nicht geschehen – 
parteiintern verbindliche Vorgaben für angemessene 
Repräsentanz von Frauen bei Ämtern und Mandaten 
zu geben und diese auch konsequent umzusetzen, 
unter anderem durch die Einführung wirksamer inner-
parteilicher Sanktionen. Flankierend gehört dazu die 
gezielte Nachwuchsförderung für Frauen, etwa durch 
interne Gleichstellungspläne und konkrete Maßnah-
men wie Vernetzungsangebote und den Ausbau von 
Mentoring- und Coachingprogrammen. 

 Parteien als Plattformen für 
 Engagierte 

Die Parteien stehen heute ohnehin vor großen  
Herausforderungen: Sie benötigen eine zeitgemäße 
und breite Nachwuchsgewinnung, um eine vielfälti-
ger gewordene Gesellschaft angemessen abzubil-
den. Denn das vielfach beklagte Repräsentationsde-
fizit der Parteien betrifft nicht nur die Geschlechter, 
sondern auch verschiedene Altersgruppen oder die 
Partizipation von Menschen aus unterschiedlichen 
sozialen Schichten sowie von Menschen mit Migra-
tionshintergrund. Es sind in den Parteien also künftig 
vor allem Frauen und Männer in ihrer Vielfalt gefragt. 
Damit dies gelingt, müssen sich die Parteien künftig 
vor allem als Plattformen für Engagierte mit Möglich-
keiten auch zu kurzzeitigem oder projektbezogenem 
Engagement begreifen. In der Bevölkerung gibt es 
nach wie vor eine große Engagementbereitschaft. 
Darin liegt die große Chance, längerfristig mehr Men-
schen für ein Engagement auch in politisch-institutio-
nellen Strukturen zu gewinnen.

Die Forderung nach Paritätsgesetzen bündelt daher 
die drängenden Themen und Herausforderungen 
für die Parteien in Bezug auf Mitgliedergewinnung, 
Nachwuchsförderung und attraktive Partizipations-
möglichkeiten und befördert die Diskussionen um 
den notwendigen Kulturwandel. 

Parität in Sicht – 
ein lohnendes Versprechen!
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6/3046.    
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SPD, die LINKE und Bündnis 90/Die Grünen, zu LT-
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„#50Prozent Frauen in den Parlamenten“ (2017)     

Deutscher Juristinnenbund mit dem Forderungs-
papier „Mehr Frauen in die Parlamente – nur wie?“ 
(2019)    

EAF Berlin (Europäische Akademie für Frauen  
in Politik und Wirtschaft)    

Helene Weber Kolleg     

In den Bundesländern

Baden-Württemberg: Die Kampagnen des Landes-
frauenrats „Halbe Kraft reicht nicht“ (2012) und 
„Volle Kraft voraus“ (2014)     

Bayern: Aktionsbündnis und Popularklage  
„Parité in den Parlamenten“ (2015)    

Brandenburg: Aufruf der Landesgleichstellungs-
beauftragten und einiger Landtagsabgeordneten 
und frauenpolitischen Sprecherinnen (parteiüber-
greifend): „Mehr Frauen in die brandenburgische 
Politik!“ (2018)     / Unterschriftenkampagne  
des Frauenpolitischen Rats Brandenburg e. V.:  
„Wir fordern ein Parité-Gesetz für Brandenburg  – 
jetzt!“ (2018)    / Frauenwahllokal Potsdam 
(2018–2019)    

Niedersachsen: Onlinepetition des Landesfrauenrats 
„Halbe/Halbe in Rat und Kreistag. Ändern Sie das 
Wahlgesetz!“ (2015)    

Saarland: Onlinepetition des Landesfrauenrats 
„Mehr Frauen in die Parlamente“ (2014)    

Schleswig-Holstein: Kampagne „Mehr Frauen in die 
Kommunalpolitik“ der Landesarbeitsgemeinschaft 
der kommunalen Gleichstellungs- und Frauenbeauf-
tragten in Kooperation mit dem Landesfrauenrat und 
dem Gleichstellungsministerium (2015)    

www.frauenrat.de/
www.frauenbeauftragte.org/
https://www.change.org/p/50prozent-frauen-in-den-parlamenten
https://www.djb.de/verein/Kom-u-AS/K5/st19-02/
https://www.eaf-berlin.de/
https://www.lfrbw.de/wp-content/uploads/2014/10/2014-Doku-Kommunalwahlrecht-web.pdf
https://masgf.brandenburg.de/masgf/de/beauftragte/landesgleichstellungsbeauftragte/aufruf-mehr-frauen-in-die-politik/
https://frauenwahllokal.com/
https://www.openpetition.de/petition/online/halbe-halbe-in-rat-und-kreistag-andern-sie-das-wahlgesetz
https://www.schleswig-holstein.de/DE/Landesregierung/II/Presse/PI/2018/Gleichstellung/181101_Kommunalpolitik.html
https://www.landesfrauenrat-thueringen.de/pressemitteilungen/222-ohne-frauen-ist-kein-staat-zu-machen-frauen-in-die-parlamente-paritaet-jetzt
https://www.gruene-thl.de/sites/default/files/umschlag_mit_gutachten_paritegesetz_0.pdf
https://beteiligtentransparenzdokumentation.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/Beteiligtentransparenzdokumentation/Dokumente/6-6964/3_Parl_Anhoerungsverf/Z6_3046/Z6_3046.pdf
www.parldok.thueringen.de/ParlDok/dokument/71603/73_sitzung_innen_und_kommunalausschuss.pdf#page=31
https://masgf.brandenburg.de/sixcms/media.php/9/MASGF_Gutachten_zu_den_rechtlichen_Rahmenbedingungen_politische_Paritaet_2018.pdf
https://beteiligtentransparenzdokumentation.thueringer-landtag.de/fileadmin/Redaktion/Beteiligtentransparenzdokumentation/Dokumente/6-6964/3_Parl_Anhoerungsverf/Z6_3040/Z6_3040.pdf
https://www.frauen-macht-politik.de
https://www.aktionsbuendnis-parite.de
http://www.frauenrat-saarland.de/dokumentationen/mehr-frauen-in-die-parlamente/
http://www.jura.uni-bielefeld.de/lehrstuehle/fisahn/veroeffentlichungen/Gutachten_Geschlechterquotierung_PDF.pdf
http://www.gruene-fraktion-bawue.v2.green.wegewerk.net/fileadmin/media/LTF/bawue_gruenefraktion_de/bawue_gruenefraktion_de/hilfsdokumente/gassner_paritaetisches_kommunalwahlrecht/gassner_paritaetisches_kommunalwahlrecht.pdf
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Wieland, Joachim (2012): Rechtliche Prüfung mög-
licher gesetzlicher Maßnahmen zur Erreichung von 
Geschlechterparität in den Gemeinderäten und 
Kreistagen des Landes Baden-Württemberg (Rechts-
gutachten für die SPD-Fraktion im Landtag von 
Baden-Württemberg).

 Gesetzestexte und -entwürfe 

Aktionsbündnis „Parité in den Parlamenten“: Popular-
klage beim Bayerischen Verfassungsgericht (2016).  
    / Ablehnung durch das Bayerische Verfas-
sungsgericht (2018)    

Bayerischer Landtag, Gesetzentwurf zur Änderung 
der Verfassung des Freistaates Bayern und der Lan-
deswahlgesetze – Tatsächliche Gleichstellung von 
Frauen und Männern im Wahlrecht, Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen (2018), Drucksache 18/206.

Fraktion Die Linke: Entwurf eines Gesetzes zur Ge-
währleistung einer paritätischen Zusammensetzung 
der Verfassungsorgane des Landes Sachsen-Anhalt 
mit Frauen und Männern (Parité-Gesetz Sachsen- 
Anhalt) vom 20.02.2019, Drucksache 7/3968.    

Siebtes Gesetz zur Änderung des Thüringer Landes-
wahlgesetzes – Einführung der paritätischen Quo-
tierung vom 5. Juli 2019, Drucksache 6/6964 des 
Landtags von Thüringen.    

Zweites Gesetz zur Änderung des Brandenburgi-
schen Landeswahlgesetzes – Parité-Gesetz vom  
12. Februar 2019 (GVBl. I/19, [Nr. 1]).    

 Zahlen 

Deutscher Bundestag 
Zusammengestellt nach Kürschners Volkshand-
büchern Deutscher Bundestag, Angaben des Bun-
deswahlleiters und des Deutschen Bundestages  
(Stand: Beginn der Wahlperiode 2017).

Landesparlamente
Websites der Landesparlamente und Landtags-
fraktionen, eigene Auszählung (Stand: September 
2019).

Stadt- und Gemeinderäte
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (2016): 3. Atlas zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern in Deutschland, S. 10 (Stand: Dezem-
ber 2015).    

Frauenanteile in den politischen Führungs-
positionen

Bundesministerinnen: 40 %
Eigene Auszählung nach Angaben der Bundes-
regierung (Stand: Juli 2019).    

Landesministerinnen: 41,1 %
Websites der Landesregierungen, eigene Auszäh-
lung; berücksichtigt wurden alle Kabinettsminis-
ter*innen der Landesregierungen mit den Amts-
bezeichnungen (Stand: August 2019).

Oberbürgermeisterinnen: 8,1 %
Eigene Berechnung, eigene Auszählung anhand der 
Angaben ausgewählter Statistischer Landesämter 
(Stand: August 2019).

Quotenregelungen im europäischen Vergleich
The International Institute for Democracy and Elec-
toral Assistance (International IDEA): Gender Quotas 
around the World.    

Inter-Parliamentary Union (2019): Women in Politics 
2019.    

www.quotaproject.org
www.wahlrecht.de
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